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Vorwort

Die Konrad-Adenauer-Stiftung führt mit der vorliegenden 

Publikation ihr Projekt „Föderalismusreform” fort, das seit 

dem Jahr 2000 in vielfältigen Publikationen und Veranstal-

tungen zur Reformdebatte, zu Einzelaspekten der Föderalis-

musreform und in dem eigenen Reformkonzept „Mehr Effi-

zienz und Transparenz im föderalen Staat”1 seinen Nieder-

schlag gefunden hat. Die vorliegende Arbeit knüpft auch an 

mehrere Publikationen der Konrad-Adenauer-Stiftung zum 

Themenfeld der Bund-Länder-Finanzbeziehungen an, die sich 

mit der bis 2005 geltenden Finanzordnung2, den Mischfinan-

zierungen3, der Stärkung der Finanzkraft von Ländern und 

Kommunen4 und der Aufgabenoptimierung im sozialen Be-

reich5 befasst haben.

Zentrales Anliegen aller Aktivitäten der Konrad-Adenauer-

Stiftung im Projekt „Föderalismusreform” ist es, einen Bei-

trag zur wissenschaftlichen Diskussion zu leisten und die Re-

formbemühungen der Politik zu begleiten. Sie tritt für eine 

Reform der föderalen Ordnung ein, die politische Strukturen 

und Entscheidungsprozesse transparent und sowohl effizient 

als auch bürgernah gestaltet. 

Die Konrad-Adenauer-Stiftung hat sich deshalb auch aktiv  

an der 2003 begründeten Stiftungsallianz „Bürgernaher 

Bundesstaat” beteiligt. In Kooperation mit der Bertelsmann 

Stiftung und dem Europäischen Zentrum für Föderalismus-

Forschung führt die Konrad-Adenauer-Stiftung seit dem 

Jahre 2005 jährlich Expertentagungen zum aktuellen Stand 

der Föderalismusreform durch, deren Ergebnisse veröffent-

licht werden.6

Darüber hinaus fand im Oktober 2006 eine internationale 

Föderalismuskonferenz in Berlin statt, die gemeinsam von 

der Konrad-Adenauer-Stiftung und dem Forum of Federa-

tions veranstaltet wurde. Renommierte deutsche und inter-

nationale Wissenschaftler und Politiker diskutierten die 
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Föderalismusreform I der großen Koalition aus der Perspektive anderer 

föderaler Staaten und gaben Ausblicke auf die zweite Stufe der Föderalis-

musreform. Der im Oktober 2007 erschienene Tagungsband dokumen-

tiert die Beiträge und Ergebnisse der internationalen Föderalismuskonfe-

renz.7

Dr. Ralf Thomas Baus

Leiter AG Innenpolitik

Hauptabteilung Politik und Beratung

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.

Margedant, Udo / von Thadden, Johannes: Mehr Effizienz und Transparenz im 
föderalen Staat. Ein Konzept zur Föderalismusreform in zwei Stufen. – Sankt 
Augustin: Konrad-Adenauer-Stiftung, 2003. – (Arbeitspapier; 118/2003). Das 
Konzept, das von einer Arbeitsgruppe ausgearbeitet wurde, der Fachleute aus 
Wissenschaft, Politik und Verbänden angehörten, geht als Maßstab für die Re-
formüberlegungen vom Bürger und seinen Möglichkeiten aus, Politik zu gestal-
ten und formuliert als Ziel der Reformmaßnahmen die Wiederherstellung der 
Balance zwischen Autonomie und Eigenverantwortlichkeit der Länder und ihrer 
Kommunen einerseits und solidarischer Mitverantwortung der Länder für das 
Ganze andererseits.
De Maizière, Thomas / Perschau, Hartmut / Weimar, Karlheinz u.a.: Die deut-
sche Finanzordnung auf dem Prüfstand. – Sankt Augustin: Konrad-Adenauer-
Stiftung, 2002. – (Zukunftsforum Politik Nr. 44); Margedant, Udo: Grundzüge 
der Finanzordnung der Bundesrepublik Deutschland. – Sankt Augustin: Kon-
rad-Adenauer-Stiftung, 2001. – (Arbeitspapier; 37/2001).
Huber, Bernd: Die Mischfinanzierungen im deutschen Föderalismus – Ökono-
mische Probleme und Reformmöglichkeiten. – Sankt Augustin: Konrad-
Adenauer-Stiftung, 2001. – (Arbeitspapier; 48/2001).
Arndt, Hans-Wolfgang: Wege zur Stärkung der Finanzkraft von Ländern und 
Kommunen. – Sankt Augustin: Konrad-Adenauer-Stiftung, 2001. – (Arbeitspa-
pier; 40/2001); Huber, Bernd: Gemeindefinanzreform: Problemlage und Lö-
sungsansätze. – Sankt Augustin: Konrad-Adenauer-Stiftung, 2003. – (Arbeits-
papier; 104/2003).
Berthold, Norbert: Projekt Föderalismusreform. Mehr Effizienz und Gerechtig-
keit: Wege zur Entflechtung des Sozialstaates. – Sankt Augustin, 2003. – (Ar-
beitspapier; 115/2003).
Baus, Ralf Thomas / Fischer, Thomas / Hrbek, Rudolf (Hrsg.): Föderalismusre-
form II: Weichenstellungen für eine Neuordnung der Finanzbeziehungen im 
deutschen Bundesstaat. Ergebnisse einer gemeinsamen Konferenz der Konrad-
Adenauer-Stiftung, der Bertelsmann Stiftung und des Europäischen Zentrums 
für Föderalismus-Forschung Tübingen. – Baden-Baden: Nomos, 2007. – 
(Schriftenreihe des Europäischen Zentrums für Föderalismus-Forschung; 29); 
Vogel, Bernhard / Hrbek, Rudolf / Fischer, Thomas (Hrsg.): Halbzeitbilanz –  
die Arbeitsergebnisse der deutschen Bundesstaatskommission im europäischen 

1|

2|

3|

4|

5|

6|

Vergleich. – Baden-Baden: Nomos, 2006. – (Schriftenreihe des Europäischen 
Zentrums für Föderalismus-Forschung Tübingen; 23); Im März 2008 erscheint 
in der Schriftenreihe des Europäischen Zentrums für Föderalismus-Forschung 
Tübingen im Nomos-Verlag der Tagungsband zur dritten Expertentagung der 
Konrad-Adenauer-Stiftung, der Bertelsmann Stiftung und des Europäischen 
Zentrums für Föderalismus-Forschung im September 2007.
Baus, Ralf Thomas / Blindenbacher, Raoul / Karpen, Ulrich (Hrsg.): Competi-
tion versus Cooperation. German Federalism in Need of Reform – A Compara- 
tive Perspective. Wettbewerb versus Kooperation. Der Reformbedarf des deut-
schen Föderalismus – Eine vergleichende Perspektive. – Baden-Baden: Nomos, 
2007.

7|



Zusammenfassung

Die vorliegende Publikation „Probleme der Föderalismus-

reform in Deutschland” versteht sich als ein Leitfaden, der 

Orientierungshilfen für die Beschäftigung mit diesem hoch-

komplexen Thema geben möchte. Zielgruppe sind politisch 

Interessierte, die sich über den Föderalismus, seine ge-

schichtliche Entwicklung und gegenwärtige Ausprägung in 

Deutschland, die Inhalte und Probleme der seit mehreren 

Jahren in Deutschland laufenden Reformdiskussion, die erste 

Stufe der Föderalismusreform und die zurzeit von Bundestag 

und Bundesrat behandelte zweite Stufe informieren möch-

ten. Zugleich möchte dieser Leitfaden Hilfen für eine vertief-

te Auseinandersetzung mit der Thematik geben.

Der erste Teil skizziert Grundzüge und Entwicklung des Fö-

deralismus in der Bundesrepublik Deutschland. Einleitend 

werden unter demokratietheoretischen Aspekten charakte-

ristische Merkmale einer föderalen Staatsordnung wie Wah-

rung regionaler Vielfalt, dezentrale Verankerung von Verant-

wortung, Flexibilität und Bürgernähe dargestellt. Es schließt 

sich ein Abriss der geschichtlichen Entwicklung des Födera-

lismus in Deutschland seit 1949 an. Dabei werden die As-

pekte hervorgehoben, die in der gegenwärtigen 2. Phase der 

Föderalismusreform besondere Relevanz haben. Das sind vor 

allem das Postulat einheitlicher bzw. gleichwertiger Lebens-

verhältnisse und dessen verfassungsrechtlicher Stellenwert, 

die Finanzverfassung und der Länderfinanzausgleich, auch 

wenn letzterer in den laufenden Verhandlungen nur ange-
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sprochen und nicht vor 2019 neu gestaltet wird. Zugleich wird herausge-

arbeitet, warum in Wissenschaft und Politik seit Längerem die deutsche 

Ausprägung des Föderalismus als reformbedürftig angesehen wird und 

wie es dazu gekommen ist, dass eine Politikverflechtung beklagt wird und 

die politischen Entscheidungsprozesse nicht transparent sind.

Der zweite Teil gibt einen Überblick über die Reformdiskussion in Politik 

und Wissenschaft. Dabei wird jedoch nicht näher auf einzelne Reform-

konzepte und Reforminitiativen eingegangen. Vielmehr beschränkt sich 

der Überblick in Anknüpfung an Teil 1 auf die Kritikpunkte und die Skiz-

zierung der wesentlichen Reformüberlegungen, die in der Diskussion 

immer wieder auftauchen.

Die nachfolgenden Teile, die den inhaltlichen Schwerpunkt der Publikation 

bilden, befassen sich mit den politischen Reformmaßnahmen, die mit der 

Einsetzung der Bundesstaatskommission im Oktober 2003 in Angriff ge-

nommen wurden und gegenwärtig weiter geführt werden. Zunächst wird 

in Teil 3 die Arbeit der Bundesstaatskommission behandelt: Auftrag der 

gemeinsamen Kommission von Bundestag und Bundesrat zur Modernisie-

rung der bundesstaatlichen Ordnung (Bundesstaatskommission), diver-

gierende Interessen der politischen Akteure, erzielte Teilergebnisse und 

deren kritische Beurteilung. Teil 4 beinhaltet die Föderalismusreform 

2006, die weitgehend auf der Grundlage der Beratungen der Bundes-

staatskommission im Koalitionsvertrag vom 18. November 2005 verein-

bart wurde und durch ein Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes und 

ein Föderalismusreform-Begleitgesetz 2006 in Kraft getreten ist. Deren 

Inhalte haben die Aufgabenverteilung im deutschen Bundesstaat zwar 

nicht grundlegend geändert, aber zur Entflechtung beigetragen, indem 

die Gestaltungsrechte des Bundes wie der Länder gestärkt wurden: 

Zurückführung der Zustimmungspflicht des Bundesrats beim Erlass von 

Bundesgesetzen, neue Kompetenzen der Länder, Abweichgesetzgebung 

der Länder in bestimmten Politikbereichen, Abschaffung der Rahmen-

gesetzgebung, teilweiser Abbau der Gemeinschaftsaufgaben und Misch-

finanzierungen.

Teil 5 stellt den Auftrag der Föderalismuskommission II vor, welche die 

Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen zur Aufgabe hat. 

Die Föderalismuskommission II ist am 8. März 2007 zu ihrer konstituie-

renden Sitzung zusammengetreten und hat seitdem in zwei öffentlichen 

Anhörungen auf der Grundlage von zwei umfangreichen Themenkatalo-

gen, vielfältigen Gutachten geladener Sachverständiger sowie Positions-

papieren von Bund, Ländern, politischen Parteien und kommunalen 

Spitzenverbänden eine Bestandaufnahme aller möglichen Aspekte dieser 

zweiten Reformphase durchgeführt.

Teil 6 greift aus der Vielzahl der aufgeworfenen Fragen ausgewählte 

Inhalte der 2. Stufe der Föderalismusreform auf, um einen Einblick in  

die vielschichtigen Probleme zu vermitteln, vor denen die Föderalismus-

reform II steht. Im Mittelpunkt der ersten öffentlichen Anhörung am  

22. Juni 2007 stand der Themenkomplex Staatsverschuldung und Haus-

haltsnotlagen. Die Regelung der innerstaatlichen Schulden scheint nach 

den Intentionen vor allem des Bundes ein Thema zu sein, in dem vorran-

gig eine Lösung angestrebt wird. Inhaltlich werden in dieser Föderalis-

muskommission verschiedene Modelle und Instrumente diskutiert, die 

zur Vorbeugung von Haushaltskrisen beitragen, die Neuverschuldung be-

grenzen und Haushaltskrisen bewältigen sollen. Angestrebt wird eine Än-

derung des Grundgesetzes, um auch die Länder in institutionelle Rege-

lungen zur Schuldenbegrenzung einbeziehen zu können. 

Eine grundsätzliche Reform der Bund-Länder-Finanzbeziehungen, die 

eine tief greifende Neuordnung der Steuereinnahmen, die Stärkung der 

Eigenverantwortlichkeit der Gebietskörperschaften, größere Steuerauto-

nomie und Gestaltungsmöglichkeiten der Länder in Finanzfragen oder 

eine weiter gehende Verknüpfung von Regelungs-, Durchführungs- und 

Finanzierungsverantwortung beinhaltet, scheint zurzeit nicht politisch 

durchsetzbar zu sein. 

Der Länderfinanzausgleich ist nur am Rande ein Thema der Föderalis-

muskommission II. Die politischen Akteure wie auch die Sachverstän-

digen haben in ihren Stellungnahmen bekräftigt, dass der Bestand der 

bis 2019 geltenden Gesetze über den Finanzausgleich und zur Fortfüh-

rung des Solidarpaktes nicht angetastet werden sollten. Dennoch – da-

rauf haben mehrere Sachverständige hingewiesen – ist dieser Themen-

komplex bei den Beratungen nicht außer Acht zu lassen.

Das Themenfeld Zusammenarbeit und Zusammenschluss von Ländern 

beinhaltet vorrangig, welche Möglichkeiten sich anbieten, die Zusammen-

arbeit der Länder zu verstärken, und in welchen Politikbereichen diese 

sinnvoll erscheinen. 
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1.  �Grundzüge und Entwicklung 
des Föderalismus in der  
Bundesrepublik Deutschland

Ein lebendiger Föderalismus lebt von der Wahrung regionaler 

Vielfalt und der Individualität seiner Glieder. Die vertikale 

Gewaltenteilung zwischen dem Bund und seinen Gliedern, 

d.h. den Ländern, Provinzen oder Kantonen, trägt maßgeb-

lich zur Machtbegrenzung und Kontrolle von Machtausübung 

bei. Der Föderalismus befördert damit in größtmöglichem 

Maße politische Teilhaberechte der Bürgerinnen und Bürger. 

Dezentrale Verankerung von Verantwortung in einer größe-

ren politischen Gemeinschaft ist zugleich eine pragmatische 

Notwendigkeit. In einer föderalen Ordnung können politische 

und wirtschaftliche Herausforderungen flexibel bewältigt 

werden und wird eine Vielzahl politischer Lösungen angebo-

ten. Diese Vielfalt befördert politisches Lernen und die Suche 

nach den besten Möglichkeiten für Problemlösungen. Ein gut 

funktionierender Föderalismus organisiert effizient gesell-

schaftliche Lernprozesse durch bürgerschaftliches Engage-

ment. Die Bürger testen sozusagen gleichzeitig unterschied-

liche Lösungsvorschläge für gesellschaftliche Herausforde-

rungen mit der positiven Folge, dass politische Fehler bei der 

Bewältigung von Problemen im Unterschied zum Zentralstaat 

nicht landesweit gemacht werden. Erfolgreiche Problemlö-

sungen können Grenzen überschreiten und durch politische 

Lernprozesse dann zum Allgemeingut werden.

Weitere zentrale Themen sind Aufgabenoptimierung und Standardset-

zungen. Bei der Aufgabenoptimierung geht es darum, ob die Kompetenz-

verteilung zwischen Bund und Ländern geändert werden sollte, um die 

Staatsaufgaben effektiver und effizienter zu erfüllen, und ob Aufgaben 

beim Verwaltungsvollzug strukturell und sektoral entflochten und/oder 

gebündelt werden sollten. Der Themenschwerpunkt „Standardsetzung” 

beinhaltet insbesondere Aspekte der Aufgabenoptimierung durch Koordi-

nation und Zusammenarbeit und tangiert in vielen Einzelfragen das 

Themenfeld Zusammenarbeit von Ländern. Strittig ist dabei, wie weit 

bundeseinheitliche Standardsetzungen reichen sollen und in welchen 

Bereichen dezentrale Flexibilisierung und Differenzierung, die den Län-

dern Spielräume im Bereich der Finanzen eröffnen, anzustreben sind. 

Eine sinnvolle Ergänzung oder Alternative zu bundesweiten Vollzugsstan-

dards könnte nach Meinung von Sachverständigen die freiwillige Einfüh-

rung von Benchmarking zwischen den Länderverwaltungen sein.

Die nach den Kapiteln der Publikation gegliederten Literaturhinweise 

sollen den Zugang zum komplexen Thema der Föderalismusreform er-

leichtern.
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Regionales Handeln und regionale sowie kommunale Repräsentation 

schaffen Bürgernähe und sind Ausdruck einer lebendigen Demokratie. 

Diese Vorteile des Föderalismus kommen jedoch nur dann vollständig 

zum Tragen, wenn die zentrale Gestaltungsfrage einer bundesstaatlichen 

Ordnung, welche Ebene welche Aufgaben übernimmt und dabei möglichst 

den Interessen der Bürger gerecht wird, eindeutig beantwortet wird.

Nur die konsequente Anwendung des Subsidiaritätsprinzips, das jede hö-

here Ebene im föderalen Staat verpflichtet zu begründen, warum eine 

Aufgabe nicht auf der nachgeordneten Ebene erledigt werden kann, führt 

dazu, dass politische Entscheidungen möglichst nahe am Bürger getrof-

fen werden. Bürgernähe setzt jedoch auch voraus, dass die politischen 

Strukturen und Entscheidungsprozesse transparent sind.

Die Aufgabenverteilung in einem Bundesstaat ist nur dann zielführend, 

wenn die finanzielle Ausstattung der jeweiligen Gebietskörperschaften 

eine Erfüllung der übertragenen Aufgaben ermöglicht. Im Idealfall fallen 

Regelungs-, Durchführungs- und Finanzierungsverantwortung zusammen 

(Konnexität). Im deutschen Föderalismus steht jedoch in vielen Fällen die 

Gesetzgebung dem Bund und die Verwaltung den Ländern zu. Aus die-

sem Grund ist zu unterscheiden zwischen der Gesetzgebungskonnexität, 

d.h. dem Zusammenfallen von Regelungs- und Finanzierungsverantwor-

tung („Wer bestellt, bezahlt”), und der Verwaltungskonnexität, d.h. dem 

Zusammenfallen von Durchführungs- und Finanzierungsverantwortung. 

Die Gesetzgebungskonnexität verhindert, dass bei gesetzgeberischen 

Entscheidungen die finanzierenden Gebietskörperschaften überfordert 

werden. Kosten können nicht von der höheren politischen Ebene auf die 

unteren Ebenen überwälzt werden. Diese Form der Konnexität macht 

außerdem deutlich, wer für Belastungen der Bürger tatsächlich verant-

wortlich ist. Die Verwaltungskonnexität verhindert den verschwende-

rischen Umgang mit staatlichen Geldern, weil in der konkreten Durchfüh-

rung ein Anreiz zu sparsamem Mitteleinsatz besteht. 

Im deutschen Föderalismus kommen diese demokratietheoretisch be-

gründeten Stärken des Föderalismus nicht genügend zum Tragen.1

1.1 Ausgangslage 1949

Der Föderalismus in Deutschland war zu keiner Zeit an dem Ideal einer 

klaren Aufgabentrennung der Bundes- und Landesebene orientiert. 

Bereits in den Verfassungen von 1871 und 1919 arbeiteten der Bund und 

die Länder unter funktionalen Aspekten zusammen; d.h. die verschiede-

nen staatlichen Ebenen sind in unterschiedlicher Funktion für bestimmte 

Politikfelder verantwortlich. Die Konstruktionsprinzipien des Grundgeset-

zes verpflichten Bund und Länder zur engen Zusammenarbeit bei einer 

Vielzahl staatlicher Aufgaben und Kompetenzen. Man spricht deshalb 

auch von einem Verbundföderalismus. 

Der Föderalismus wurde mit der Gründung der Bundesrepublik Deutsch-

land 1949 im Grundgesetz als ein festes unveränderliches Prinzip veran-

kert. Das zunächst fein austarierte föderale Gleichgewicht zwischen dem 

Bund und den Ländern räumt in den Artikeln 30 und 70 GG grundsätzlich 

den Ländern die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung 

der staatlichen Aufgaben sowie das Recht zur Gesetzgebung ein. 

Der umfangreiche Katalog der konkurrierenden Gesetzgebung, in welcher 

der Bund und die Länder die Befugnis zur Gesetzgebung haben, solange 

und soweit der Bund nicht von seiner Gesetzgebungszuständigkeit Ge-

brauch macht, war ebenso wie die Beibehaltung der Verwaltungskompe-

tenz als ausschließliche Angelegenheit der Länder bei der Ausarbeitung 

des Grundgesetzes nicht strittig. Bund und Ländern wurden damit im 

Kern in weiten Bereichen staatlicher Tätigkeit für jeweils die gleichen 

Aufgaben unterschiedliche Funktionen zugeordnet. Der Verfassungskom-

promiss von 1949 über die Stellung des Bundesrates schrieb zudem eine 

intensive Mitwirkung der Landesregierungen an der Gesetzgebung fest. 

1.2 �Das Postulat einheitlicher bzw.  

gleichwertiger Lebensverhältnisse

Durch mehrere Grundgesetzänderungen wurden zunehmend Materien 

der Gesetzgebung in die Bundeszuständigkeit bzw. von der Länderhoheit 

in die Rahmengesetzgebung verlagert. Der Verlagerung von originären 

Gesetzgebungskompetenzen der Länder auf den Bund hat die Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts zur Bedürfnisklausel gemäß Art. 

72 Abs. 2 GG a. F. lange Zeit keine verfassungsrechtlichen Bedenken ent-

gegengestellt, indem es bereits frühzeitig festgestellt hat, dass das Vor-

liegen eines Bedürfnisses wie auch die Voraussetzungen hierfür Gegen-

stände gesetzgeberischen Ermessens und nicht richterlicher Beurteilung 

seien.2 In einer späteren Entscheidung hat das Gericht ein solches Be-

dürfnis schon dann angenommen, wenn eine bundesgesetzliche Regelung 
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dazu bestimmt ist, eine Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse erst her-

beizuführen.3

Das Bundesverfassungsgericht ließ bezüglich Art. 72 Abs. 2 GG a. F. nur 

eine Nachprüfung darüber zu, ob der Gesetzgeber die seinem Ermessen 

gesetzten Grenzen verkannt oder missbraucht hat.4 Ob die Voraussetzun-

gen des Art. 72 Abs. 2 GG vorlagen, war danach der Einschätzung des 

Bundesgesetzgebers anheim gestellt. Folglich hat auch niemand die Fra-

ge aufgeworfen, ob sich die sachlichen Voraussetzungen für das Handeln 

des Bundes im Laufe der Zeit so geändert hätten, dass die Gesetzge-

bungskompetenz des Bundes nicht mehr gegeben sei.

Mit der Neufassung des Art. 72 Abs. 2 GG im Jahr 1994, wonach der 

Bund im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung das Gesetzgebungs-

recht hat, „wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensver-

hältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirt-

schaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche 

Regelung erforderlich macht”, muss für jede einzelne Norm der Gesetz-

gebung geprüft werden, ob die Voraussetzungen des Art. 72 Abs. 2 GG 

vorliegen.

Die Änderung des Art. 72 Abs. 2 GG sollte nach Vorstellung der Länder, 

aber auch nach Ansicht des Bundestages5 die Frage der Erforderlichkeit 

bundesgesetzlicher Regelung in der konkurrierenden Gesetzgebung 

justiziabel machen. Verfahrensrechtlich wurde gleichzeitig in Art. 93 Abs. 

1 GG der Kreis der Antragsteller erweitert. Danach kann auf Antrag des 

Bundesrates, einer Landesregierung oder der Volksvertretung eines 

Landes speziell und eigenständig überprüft werden, ob ein Gesetz den 

Voraussetzungen des Art. 72 Abs. 2 GG entspricht. Das juristische 

Schrifttum hat auf die Neufassung des Art. 72 Abs. 2 GG zunächst über-

wiegend zurückhaltend reagiert.6 

Mit dem Urteil zum Altenpflegegesetz vom 24. Oktober 2002 hat das 

Bundesverfassungsgericht aufgrund des veränderten Verfassungstextes 

seine bisherige Rechtsprechung an die Anforderungen für die Inanspruch-

nahme der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz bzw. der Rahmen-

gesetzgebungskompetenz seitens des Bundes nachdrücklich modifiziert.7 

In der Urteilsbegründung vom 27. Juli 2004 zum 5. Gesetz zur Änderung 

des Hochschulrahmengesetzes stellt der Zweite Senat des Bundesverfas-

sungsgerichts fest, dass dem Bund hierfür die Gesetzgebungszuständig-

keit fehle, da er sich weder auf die konkurrierende Gesetzgebungskom-

petenz für Arbeitsrecht (Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG) noch auf die Kompe-

tenz für Besoldung und Versorgung im öffentlichen Dienst (Art. 74 a Abs. 

1 GG) berufen könne. Einschlägig sei allein die Rahmengesetzgebungszu-

ständigkeit für die allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens (Art. 75 

Abs. 1 Nr. 1 a GG). Mit der Änderung des Art. 72 Abs. 2 GG im Jahr 1994 

sind nach Auffassung des Gerichts begrenzende Anforderungen an die 

Regelungsdichte von Rahmenvorschriften formuliert worden, die „nur in 

Ausnahmefällen in Einzelheiten gehende oder unmittelbar geltende Re-

gelungen enthalten” dürfen. Die Rahmenvorschriften sollen „in besonde-

rer Weise eine eigenständige Gestaltung durch den Landesgesetzgeber 

ermöglichen”.8

In der Urteilsbegründung stellt das Gericht ausdrücklich fest, dass eine 

bundesgesetzliche Regelung nur insoweit „erforderlich” sei, als „ohne sie 

gleichwertige Lebensverhältnisse nicht hergestellt oder die im gesamt-

staatlichen Interesse stehende Rechts- oder Wirtschaftseinheit nicht ge-

wahrt werden kann.”9 Das Tatbestandsmerkmal „Wahrung der Rechtsein-

heit” könne nicht so verstanden werden, dass die Setzung bundeseinheit-

lichen Rechts stets erforderlich wäre: „Unterschiedliche Rechtslagen für 

die Bürger sind notwendige Folgen des bundesstaatlichen Aufbaus. Auf 

allen in Art. 74 und 75 GG genannten Gebieten lässt das Grundgesetz 

eine Rechtsvielfalt prinzipiell zu.”10 Einheitliche Regelungen können je-

doch erforderlich werden, wenn eine unterschiedliche rechtliche Behand-

lung desselben Lebenssachverhalts erhebliche Rechtsunsicherheiten und 

damit unzumutbare Behinderungen für den länderübergreifenden Rechts-

verkehr erzeugen könne oder die Erhaltung der Funktionsfähigkeit des 

Wirtschaftsraums gefährdet sei. Letzteres sei allerdings nicht schon der 

Fall, wenn die Länder eine sachlich nicht optimale Regelung wählten. 

„Eine Bundeskompetenz besteht nicht, wenn landesrechtliche Regelungen 

zum Schutz der in Art. 72 Abs. 2 GG genannten gesamtstaatlichen 

Rechtsgüter ausreichen.”11

Mit den Urteilen ist die Messlatte für den Bund beim Zugriff auf die kon-

kurrierende Gesetzgebungskompetenz und bei der Rahmengesetzgebung 

deutlich höher gelegt. Mit seinen Urteilen hat das Bundesverfassungsge-

richt nicht nur die Anwendung der Erforderlichkeitsklausel justiziablen 

Kriterien unterworfen, soweit dies die höchst interpretationsbedürftigen 

Rechtsbegriffe der Erforderlichkeitsklausel überhaupt zulassen, sondern 

auch ein Zeichen für größere Klarheit der Kompetenzordnung des Grund-
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gesetzes gesetzt. Ohne eine „Entflechtung” der konkurrierenden Gesetz-

gebung und ohne eine (weitgehende) Abschaffung der Rahmengesetz-

gebung des Bundes werde das Bundesverfassungsgericht zunehmend  

zur „Entscheidung über Sachfragen politischer Natur genötigt”, wie es  

die Senatsminderheit in ihrer abweichenden Meinung zum Urteil vom  

27. Juli 2004 ausgedrückt hat.12

Die Ersetzung der alten Bedürfnisklausel durch eine Erfordernisklausel 

schränkt sowohl die Voraussetzungen als auch den Umfang der Bundes-

kompetenzen ein: Dies hatte bis zur Verfassungsänderung 2006 die oben 

erwähnten Folgewirkungen auf den Bereich der Rahmengesetzgebung 

und wirkt weiterhin im Bereich der Steuergesetzgebung nach Art. 105 

Abs. 2 GG. Die Verfassungsänderung 2006 hat die Normprüfung auf 

bestimmte Materien des Art. 74 GG eingeschränkt.

1.3 Die Verfassungsreform 1969

Trotz der Verlagerung staatlicher Aufgaben von der Länderebene auf die 

Bundesebene werden nach wie vor viele Aufgaben gemeinsam von bei-

den Ebenen wahrgenommen. Statt einer erkennbaren Zuordnung der 

Aufgaben und Zuständigkeiten auf die verschiedenen staatlichen Ebenen 

besteht ein Wirrwarr verflochtener Kompetenzen. Da der Bund auch den 

Bestand und den Inhalt der Verwaltungsaufgaben und den finanziellen 

Handlungsrahmen der Länder und Gemeinden wesentlich bestimmt, hat 

die bis zur ersten Föderalismusreform 2006 bestehende extensive Politik-

verflechtung weiterhin den Effekt, dass die Verteilung der staatlichen 

Kompetenzen vorrangig dem Interesse gesamtstaatlicher Steuerung und 

möglichst bundeseinheitlicher Politik diente. Die Kompetenzen der nach-

geordneten Ebenen wurden im Sinne gesamtgesellschaftlichen Interesses 

geschwächt. Diese Form der Politikverflechtung barg zumindest bis zur 

Föderalismusreform 2006 zudem auf der institutionellen Ebene die Ge-

fahr einer „Blockade” in sich, sofern in Bundestag und Bundesrat unter-

schiedliche Mehrheiten bestehen. 

Im politischen Prozess dominieren bis heute die Exekutiven in Bund und 

Ländern. Eine markante Zäsur auf dem Weg zum ausgeprägten koopera-

tiven Föderalismus, in dem politische Weichenstellungen im Zusammen-

spiel der Exekutiven in Bund und Ländern erfolgen, stellte die Verfas-

sungsreform von 1969 dar. Sie hat dem Bund die Befugnis eingeräumt, 

die Länder auf eine einheitliche Linie in der Konjunktur- und Haushalts-

politik zu verpflichten. Die Länder erhielten zwar im Gegenzug über den 

Bundesrat weitreichende Rechte der Zustimmung. Das heißt, die Länder-

exekutiven konnten auf diesem Wege Kompetenzverluste kompensieren. 

Verlierer dieser Entwicklung sind die Landesparlamente. Sie haben ge-

setzgeberische Aufgaben verloren. Die Landtage können allenfalls auf der 

Länderebene ihre Kontrollfunktion dadurch wahrnehmen, dass sie ihre 

Frage- und Kontrollrechte verstärkt ausüben. 

Ein zusätzliches Instrument der Politikverflechtung wurde 1969 mit  

den Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91 a und 91 b GG geschaffen.  

Art. 91 a GG verpflichtet Bund und Länder zur gemeinsamen Planung, 

Entscheidung und Finanzierung bei Aufgaben, die grundsätzlich in den 

Kompetenzbereich der Länder fallen. Hierunter fallen die Verbesserung 

der regionalen Wirtschaftsstruktur und die Verbesserung der Agrarstruk-

tur und des Küstenschutzes. Bis zur Föderalismusreform 2006 gehörte 

auch der Aus- und Neubau von Hochschulen einschließlich der Hochschul-

kliniken in den Bereich des Art. 91 a GG. Im Unterschied zu Art. 91 a GG 

umschreibt Art. 91 b GG eine freiwillige Kooperation im Bereich der Wis-

senschafts- und Forschungsförderung. Mit Hilfe von Finanzzuweisungen 

hat sich der Bund auf diesem Weg Zugang zu Aufgabenbereichen ver-

schafft, die eigentlich in der Kompetenz der Länder liegen. 

Die Gemeinschaftsaufgaben zählen zu den Mischfinanzierungen,13 die in 

Deutschland eine lange Tradition haben. Hierunter fallen auch die Geld-

leistungsgesetze und Finanzhilfen nach Art. 104 a Abs. 3 und 4 GG ein-

schließlich der Sozialversicherungszuschüsse. Mischfinanzierungen bein-

halten Ausnahmen vom Konnexitätsprinzip; d.h. sie durchbrechen das 

Prinzip, dass, wer eine Aufgabe zuweist, auch für deren Finanzierung zu 

sorgen hat. Das Durchbrechen des Konnexitätsprinzips hatte bis zur Fö-

deralismusreform 2006 auch negative Auswirkungen auf den Finanzhaus-

halt der Kommunen in den Fällen, in denen der Bund den Kommunen 

Aufgaben zuwies, die diese erfüllen mussten, ohne dass der Bund die 

vollständige Verantwortung für die Finanzierung übernahm.

1.4 Die Finanzverfassung des GrundGesetzes

Das ursprünglich im Grundgesetz angelegte Steuersystem verteilte die 

Steuereinnahmen unter steuersystematischen Gesichtspunkten nach dem 

Trennsystem, wonach die Umsatzsteuer und die Verbrauchsteuern dem 

Bund (Art. 105 GG a. F.) und die Einkommen- und Körperschaftsteuern 
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den Ländern (Art. 106 Abs. 2 GG a. F.) zugeordnet waren. Jedoch räumte 

Art. 105 Abs. 2 GG a. F. dem Bund die konkurrierende Gesetzgebung 

auch über die Einkommensteuer ein. Der hier angelegte Grundsatz, dass 

die der konkurrierenden Gesetzgebung unterliegenden Steuern, insbe-

sondere die Einkommen- und Körperschaftsteuer, entsprechend der 

beiderseitigen Aufgaben von Bund und Ländern verteilt werden sollten, 

wur-de nach einer Übergangsfrist mit dem Finanzverfassungsgesetz von 

1955 durchgeführt. Die Einkommen- und die Körperschaftsteuer stehen 

seit diesem Zeitpunkt Bund und Ländern gemeinsam zu; die ihnen nach 

dem Finanzbedarf zustehenden Anteile werden durch einfaches Bundes-

gesetz bestimmt. 

Seit der Finanzreform von 1969 ist das Steueraufkommen zwischen dem 

Bund und den Ländern dergestalt aufgeteilt, dass beiden der Ertrag der 

Einkommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer zusteht (Verbundsystem), 

wobei die Gemeinden an dem Aufkommen der Einkommen- und der Kör-

perschaftsteuer beteiligt sind. Die übrigen Steuern bleiben nach dem 

Trennsystem entweder dem Bund oder den Ländern zugewiesen.14 Der 

Bund hat nach Art. 105 Abs. 2 GG die konkurrierende Gesetzgebungszu-

ständigkeit nicht nur für alle Steuern, an deren Aufkommen er beteiligt 

ist, sondern auch für die anderen Steuern, wenn die Voraussetzungen 

des Art. 72 Abs. 2 GG vorliegen; also dann, wenn und soweit die Herstel-

lung gleichwertiger Lebensverhältnisse oder die Wahrung der Rechts- 

oder Wirtschaftseinheit dies erforderlich machen. Den Ländern bleiben  

die örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern, soweit sie nach Art. 105 

Abs. 2 a GG „nicht bundesgesetzlichen Steuern gleichartig sind”. 

Die Finanzverfassung des Grundgesetzes, deren Ziel es ist, Bund und 

Länder in die Lage zu versetzen, im Rahmen der verfügbaren Gesamtein-

nahmen die ihnen verfassungsrechtlich zukommenden Aufgaben wahrzu-

nehmen, hebt das Prinzip der Solidarität gegenüber dem Wettbewerb der 

Länder hervor. Art. 106 Abs. 3 Satz 4 GG legt ausdrücklich fest, dass die 

Deckungsbedürfnisse des Bundes und der Länder so aufeinander abzu-

stimmen seien, „dass ein billiger Ausgleich erzielt, eine Überbelastung 

der Steuerpflichtigen vermieden und die Einheitlichkeit der Lebensver-

hältnisse im Bundesgebiet gewahrt wird.” 

1.5 der Länderfinanzausgleich bis 2004

Das dreistufige System des bis 2004 geltenden Länderfinanzausgleichs15 

hat in einem – im Vergleich zu allen anderen föderalen Staaten – extrem 

hohen Maße die primäre Verteilung der Steuereinnahmen der Gebietskör-

perschaften durch Umverteilung ausgeglichen. In einem dreistufigen Ver-

fahren werden zunächst in der horizontalen Steuerverteilung die Landes-

steuern und Länderanteile an den Gemeinschaftsteuern auf die einzelnen 

Bundesländer nach dem Prinzip des örtlichen Aufkommens verteilt (Art. 

107 Abs. 1 GG). Dabei findet ein erster Finanzausgleich bei der Umsatz-

steuer statt. Vom Aufkommen der Umsatzsteuer werden bis zu 25 Pro-

zent den finanzschwachen Ländern als Ergänzungsanteile zugewiesen mit 

dem Effekt, dass deren Finanzkraft auf 92 Prozent des durchschnittlichen 

Steueraufkommens der Länder aufgebessert wird. Die restlichen 75 Pro-

zent werden nach der Einwohnerzahl verteilt.

Im zweiten Schritt, dem Länderfinanzausgleich im engeren Sinne, wird 

nach Art. 107 Abs. 2 Satz 1 GG „die unterschiedliche Finanzkraft der 

Länder angemessen ausgeglichen” und die Finanzkraft der leistungsbe-

rechtigten Länder auf 95 Prozent angehoben. Grundsätzliche Probleme 

stellen hierbei die Ermittlung der Finanzkraft16 und des Finanzbedarfs17 

der Länder sowie die Festlegung des Ausgleichsatzes dar. 

In der letzten Stufe des Ausgleichs werden im vertikalen Finanzausgleich 

auch die Leistungen und Anforderungen außerhalb des Finanzausgleichs 

einbezogen. Gemäß Art. 107 Abs. 2 Satz 3 GG kann der Bund aus seinen 

Mitteln leistungsschwachen Ländern Zuweisungen zur ergänzenden De-

ckung ihres allgemeinen Finanzbedarfs gewähren. Diese Bundesergän-

zungszuweisungen und Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen18 

haben bis 2004 die Finanzkraft aller Länder auf bis zu 99,5 Prozent der 

durchschnittlichen Finanzkraft aller Länder angehoben. Die hohe Intensi-

tät des Länderfinanzausgleichs führt zu starken Veränderungen der rela-

tiven Position der einzelnen Länder in der Finanzkraft vor und nach dem 

Finanzausgleich sowie den Bundesergänzungszuweisungen. Die finanz-

starken Länder Hessen, Baden-Württemberg, Hamburg, Bayern und 

Nordrhein-Westfalen fallen im Länderranking weit zurück, während z.B. 

das finanzschwächste Land Bremen auf eine Spitzenposition vorrückt.19
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1.6 Der Finanzausgleich seit 2005

Nach einer erfolgreichen Klage der Länder Baden-Württemberg und 

Bayern vor dem Bundesverfassungsgericht 1998 mussten erste Reform-

schritte des Finanzausgleichs eingeleitet werden. In seiner Urteilsbegrün-

dung vom 11. November 1999 betont das Bundesverfassungsgericht: 

„Mit einer gewissen historischen Berechtigung könne die Bewahrung der 

historischen Individualität der verschiedenen Länder und der regionalen 

Pluralität Deutschlands als wichtiges Ziel der bundesstaatlichen Ordnung 

gelten. Voraussetzung sei allerdings ein gewisses Maß an Finanzautono-

mie. [...] Die vom Bundesstaatsprinzip intendierte bessere Aufgabener-

füllung durch dezentrales und sachnäheres Entscheiden sowie das vom 

Bundesstaatsprinzip gesicherte Maß an Wettbewerb zwischen den einzel-

nen Ländern setzten den Erhalt der finanziellen Grundlagen eines solchen 

begrenzten Wettbewerbs voraus. Eine völlige Einebnung der Finanzkraft-

unterschiede, wie sie vom geltenden Finanzausgleichsgesetz bewirkt 

werde, widerspreche diesem Grundgedanken. Eine wesentliche Legiti-

mationsgrundlage des Föderalismus liege in der innovationsfördernden 

Funktion des politischen Wettbewerbs der Länder untereinander und ge-

genüber dem Bund.”20 Damit haben systemverändernde Reformvorstel-

lungen, die einen Wettbewerbsföderalismus anstreben, eine gewisse 

Unterstützung durch das Gericht erhalten.21

Das Bundesverfassungsgericht gab dem Gesetzgeber den Auftrag, die in 

Artikel 106 Abs. 3 und Abs. 4 GG (vertikale Verteilung des Umsatzsteuer-

aufkommens) und Artikel 107 Abs. 2 GG (Finanzausgleich unter den Län-

dern und Bundesergänzungszuweisungen) vorgegebenen Grundsätze ge-

setzlich zu konkretisieren und zu vervollständigen sowie einen „Maßstab 

für die Bestimmung der Einnahmen und Ausgaben des Bundes und der 

Länder” festzulegen, nach denen die „Umsatzsteueranteile von Bund und 

Ländergesamtheit zu berechnen sind”.22 Kritisch äußerte sich das Gericht 

zu der Handhabung der Bundesergänzungszuweisungen. Diese sollten 

lediglich „ergänzende Korrekturen” ermöglichen, aber „weder den hori-

zontalen Finanzausgleich noch die vertikale Steuerertragsverteilung 

zwischen Bund und Ländergesamtheit ersetzen oder überlagern”.23

Das im Juli 2001 als Grundlage für das neu zu fassende Finanzausgleich-

gesetz (FAG) verabschiedete Maßstäbegesetz (MaßstG)24 garantiert in  

§ 2 a den Ländern einen Eigenbehalt von „Mehr- oder Mindereinnahmen 

gegenüber den länderdurchschnittlichen Mehreinnahmen oder unter-

durchschnittlichen Mindereinnahmen je Einwohner gegenüber dem Vor-

jahr”. Jedes Land darf von den Steuereinnahmen, die es im Vergleich 

zum Länderdurchschnitt erzielt, 12 Prozent behalten. Damit wurden die 

von den klageführenden Ländern geforderten positiven Anreizwirkungen 

des Finanzausgleichssystems nur teilweise erhöht. Während die Geber-

länder weniger an die Nehmerländer zahlen müssen, profitieren die 

Nehmerländer davon, dass bei der Bemessung der Finanzkraft grund-

sätzlich „alle Einnahmen von Ländern und Gemeinden sowie Gemeinde-

verbänden zu berücksichtigen” sind.25 Trotz dieser Vorgabe im Maßstä-

begesetz wird ab 2005 die kommunale Finanzkraft von bislang 50 Pro-

zent lediglich mit 64 Prozent einbezogen.26 Die Einwohnerwertung für 

die Stadtstaaten wird beibehalten. Zugleich wird der „Mehrbedarf be-

sonders dünn besiedelter Flächenländer” berücksichtigt.

Nach dem Maßstäbegesetz sollen Bundesergänzungszuweisungen „dem 

ergänzenden Ausgleich im Anschluss an den Länderfinanzausgleich” die-

nen und weiterhin nur den Ländern zufließen, die „grundsätzlich aus-

gleichsberechtigte Länder” sind.27 Der Bund kann weiterhin die Finanz-

kraft leistungsschwacher Länder durch Allgemeine Bundesergänzungs-

zuweisungen (BEZ) anheben und Sonderlasten leistungsschwacher Län-

der durch Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen (SoBEZ) mit-

finanzieren. Jedoch stellt das Maßstäbegesetz ausdrücklich fest, dass 

Bundesergänzungszuweisungen eine „nachrangige und ergänzende Kor-

rektur des Finanzausgleichs” darstellen, im Verhältnis zum Gesamtvolu-

men des Finanzausgleichs „nicht beträchtlich” sein dürfen und eine Ni-

vellierung der Finanzkraft der Länder durch allgemeine Bundesergän-

zungszuweisungen auszuschließen sein sollte.28 Weiterhin sollen Sonder-

lasten nur aus besonderen Gründen berücksichtigt werden.29

Das Maßstäbegesetz legt in § 12 weiterhin fest, dass der Umfang der 

Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen zeitlich befrist zu ge-

währen ist. Sie müssen außerdem benannt und begründet werden. Sie 

„dienen nicht dazu, aktuelle Vorhaben zu finanzieren oder finanziellen 

Schwächen abzuhelfen, die eine unmittelbare und voraussehbare Folge 

von politischen Entscheidungen eines Landes bilden.”

Das im Dezember 2001 verabschiedete Solidarpaktfortführungsgesetz 

(Solidarpakt II) regelt von 2005 bis 2019 den Finanzausgleich auf der 

Grundlage des Maßstäbegesetzes, die Abwicklung des Fonds „Deutsche 

Einheit” und die Fortführung des Aufbaus Ost durch die Vergabe von 
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Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen zum Abbau teilungsbe-

dingter Sonderlasten.30
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2001. – (Arbeitspapier; 37/2001); Renzsch, Wolfgang: Finanzverfassung und 
Finanzausgleich. Die Auseinandersetzungen um ihre politische Gestaltung in 
der Bundesrepublik Deutschland zwischen Währungsreform und deutscher Ver-
einigung (1948-1990). – Bonn: Dietz, 1991. – (Reihe Politik- und Gesell-
schaftsgeschichte; 26).
Siehe u.a.: Huber, Bernd: Der Finanzausgleich im deutschen Föderalismus. In: 
Aus Politik und Zeitgeschichte, 24/1997, S. 22-29.
Das Land und seine Gemeinden stellen zwar finanziell gesehen eine Einheit 
dar, aber bei der Ermittlung der Finanzkraft des Landes wurden bis 2004 die 
Gemeindesteuern lediglich mit 50 Prozent und werden ab 2005 mit 64 Prozent 
einbezogen. Die Einnahmen der Gemeinden stärken die Finanzkraft des Lan-
des. Bundesländer mit steuerschwachen Gemeinden sind gezwungen, ihre Ge-
meinden zu alimentieren. Würden die Gemeindesteuern voll berücksichtigt, 
müssten vor allem die Länder Baden-Württemberg und Bayern höhere Zuwei-
sungen leisten, während die Länder mit unterdurchschnittlicher kommunaler 
Finanzkraft davon profitierten.
Beim Finanzbedarf wird von dem Grundsatz ausgegangen, dass er in allen Län-
dern je Einwohner gleich hoch sei; er wird also in standardisierter Form an der 
Einwohnerzahl gemessen. Der strukturell bedingte Mehrbedarf großer, hoch-
verdichteter Gemeinden und Stadtstaaten wird über eine Einwohnerwertung 
berücksichtigt und mit einem höheren Faktor gewichtet. Das wird bei den 
Stadtstaaten damit begründet, dass diese auch Leistungen für das Umland er-
bringen, also für Regionen, die außerhalb des Bundeslandes liegen und deren 
Steueraufkommen nicht den Stadtstaaten zugute kommt. Zusätzlich werden 
die Sonderlasten der Länder Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern 
und Niedersachsen für den Unterhalt und die Erneuerung ihrer Seehäfen abge-
golten.
Hierunter fallen Zuweisungen an kleine, finanzschwache Länder zum Ausgleich 
der Kosten der politischen Führung, Zuweisungen zum Ausgleich teilungsbe-
dingter Kosten und deren Überwindung sowie befristete Bundeshilfen zur 
Haushaltssanierung.
Siehe: Berthold, Norbert / Drews, Stefan: Die Bundesländer im Standortwett-
bewerb. – Gütersloh: Bertelsmann Stiftung, 2003.
BVerfGE, 2 BvF 2/98 vom 11. November 1999, Absatz 213 f.
Spahn, Paul Bernd: Zur Kontroverse um den Finanzausgleich in Deutschland. – 
Frankfurt/Main: Johann-Wolfgang-Goethe-Univ., 2000. – (Frankfurter volks-
wirtschaftliche Diskussionsbeiträge; 101) – S. 1 ff.
BVerfG, 2 BvF 2/98 vom 11. November 1999, Absatz 274.
BVerfG, 2 BvF 2/98 vom 11. November 1999, Absatz 329.
Gesetz über verfassungskonkretisierende allgemeine Maßstäbe für die Vertei-
lung des Umsatzsteueraufkommens, für den Finanzausgleich unter den Län-
dern sowie für die Gewährung von Bundesergänzungszuweisungen (Maßstäbe-
gesetz - MaßstG) vom 9. September 2001, BGBl I, S. 2302; 
Bundestags-Drucksachen 14/5951, 14/5971 und 14/6581 vom 5. Juli 2001.
§ 9 Abs. 1 MaßstG.
Die ursprünglich im Entwurf des MaßstG vorgesehene vollständige Einbezie-
hung der kommunalen Steuerkraft scheiterte am Widerstand der Flächen-
staaten.
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2.  �Die Reformdiskussion in  
Wissenschaft und Politik

Verflechtung und Intransparenz sind die Schlagworte, mit 

denen in der seit Jahrzehnten in Wissenschaft und Politik1 

geführten Föderalismusdiskussion die Defizite des deutschen 

Föderalismus artikuliert werden. Bereits seit den 1960er 

Jahren hat die Wissenschaft Kritik am „unitarischen Bundes-

staat” (Konrad Hesse) geübt, der in der „Politikverflechtungs-

falle” (Fritz W. Scharpf)2 verfangen sei oder auf der Kippe 

zum „dezentralisierten Einheitsstaat” (Heidrun Abromeit)3 

stehe. Einen Ausweg aus dem Dilemma eines schwerfälligen, 

intransparenten und zur Selbstblockade neigenden deut-

schen Föderalismus, der angesichts der fortschreitenden 

Politikverflechtung nur noch begrenzt reformfähig sei, sieht 

Scharp in einer indirekten Entflechtung. Strukturreformen 

sollen das verloren gegangene föderale Gleichgewicht wieder 

herstellen durch klare Verantwortlichkeiten und Entschei-

dungsprozesse, erhöhte Transparenz und verbesserte Betei-

ligungsmöglichkeiten sowie solidarischen Wettbewerb der 

Länder untereinander.4

Seit den 1980er Jahren ist die Reform der föderalen Ord-

nung auch ein politisches Dauerthema diverser Föderalis-

muskommissionen und Gremien im Umfeld der Verfassungs-

reform 1994 sowie einer Vielzahl von Enquete-Kommissionen 

und Erklärungen deutscher Landtage nach dem Jahr 2000. 

Seit Mitte der 1990er Jahre haben auch Landesexekutiven 

§ 12 Abs. 1 MaßstG.
§ 13 Abs. 2 MaßstG.
Nach dem FAG erhalten die zehn leistungsschwachen Länder wegen überpro-
portional hoher Kosten der politischen Führung Sonderbedarfs-Bundesergän-
zungszuweisungen im Volumen von rund 0,5 Mrd. Euro (vorher: 1,5 Mrd. DM) 
und die neuen Länder (ohne Berlin) wegen hoher struktureller Arbeitslosigkeit 
im Volumen von 1 Mrd. Euro.
Die neuen Länder erhalten bis 2019 Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuwei-
sungen zum Abbau teilungsbedingter Sonderlasten in Höhe von insgesamt 
rund 105 Mrd. Euro in einem degressiven Verlauf, der 2005 von 10,5 Mrd. Euro 
ausging und bis 2019 auf 2,1 Mrd. Euro jährlich zurückgeht.
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Reformen gefordert.5 Zwar hatten die Länder über den Bundesrat ihre 

Mitwirkungskompetenzen verstärken können, aber ihre Gestaltungskom-

petenz wurde durch die Ausdünnung der Gesetzgebungsbefugnisse der 

Länder gemindert und ihre finanzielle Eigenverantwortlichkeit im vertika-

len Verhältnis von Bund und Ländern, aber auch im Bereich des horizon-

talen Finanzausgleichs, durch die intensivere Verflechtung der Finanz-

kompetenzen und die Zunahme von Zuweisungen, Gemeinschaftsaufga-

ben sowie mischfinanzierten Ausgaben geschwächt.

In der Reformdiskussion haben sich auch die Kommunen zu Wort gemel-

det,6 die im zweistufigen Staatsaufbau in Deutschland zwar keine gesetz-

geberischen Kompetenzen besitzen, aber im Verwaltungsaufbau die dritte 

Stufe bilden, auf die der Bund unter Missachtung des Konnexitätsprinzips 

unmittelbar zugreifen konnte. 

Aus der Sicht der Bürgerinnen und Bürger richtet sich die Kritik vor allem 

dagegen, dass die politischen Prozesse in zunehmendem Maße undurch-

schaubar geworden sind. Politische Entscheidungen werden ohne klare 

Zuordnung von Verantwortung und damit für den Bürger anonym getrof-

fen. Der Bürger erfährt den Staat als ein unübersichtliches, fernes Gebil-

de, dessen Zuständigkeiten zunehmen und der regulierend in alle Le-

bensbereiche eingreift. Der Bürger kann nicht mehr nachvollziehen, wer 

welche Entscheidungen trifft und wer für welche Entscheidungen verant-

wortlich ist. Intransparenz und Politikverflechtung betreffen aber auch die 

Verantwortung für Ausgaben und Steuern. Es ist für den Bürger nicht 

mehr zu erkennen, an welche Ebene er seine Steuern zahlt und was da-

mit finanziert wird.

Die von mehreren Seiten geforderte Revitalisierung des Föderalismus ist 

aus der Sicht der Reformbefürworter nur möglich, wenn Länder und 

Kommunen wieder mehr mit eigenen Rechten ausgestattet werden. Hier-

zu sind die Kompetenzen und die finanziellen Verantwortlichkeiten zu 

entflechten. Länder und Kommunen sollen neue Freiräume erhalten, da-

mit sie selbstverantwortlich Politik gestalten können. Das bedeutet auch, 

dass die Autonomie aller politischen Ebenen, selbständig Steuern zur 

Erfüllung ihrer Aufgaben zu erheben, wieder hergestellt werden müsse. 

Gemeinschaftsaufgaben sind aufzulösen und Mischfinanzierungen abzu-

bauen. Nur dann könne nach Meinung der Reformbefürworter ein sinn-

voller Gestaltungsföderalismus realisiert werden, in dem die Stärken ei-

ner föderalen Ordnung wieder zum Tragen kommen.

Die Befürworter einer grundlegenden Reform des Föderalismus treten ein 

für die Stärkung politischer Teilhaberechte der Bürgerinnen und Bürger. 

Nach ihren Vorstellungen sollen die Stärken des Föderalismus wieder 

stärker in den Vordergrund treten, nämlich eine Vielzahl politischer Lö-

sungsmöglichkeiten anzubieten, regionale Präferenzen zu fördern und 

damit auch beste Voraussetzungen für einen bürgernahen Staat zu schaf-

fen, der den Interessen der Bürger vor Ort Rechnung trägt. Zu einem 

solchen Föderalismus gehöre auch der Wettbewerb zwischen den Län-

dern, der als Konkurrenz um politische Lösungen verstanden wird, eine 

Bandbreite unterschiedlicher Lösungen eröffne und gleichzeitig die 

grundsätzliche Chancengleichheit und Solidarität unter den Ländern 

wahre. Dieser Wettbewerb der Länder um die besten politischen Lösun-

gen bedürfe Entscheidungsstrukturen, die am Prinzip der Subsidiarität 

und Dezentralität ausgerichtet sind. Solche Reformgrundsätze finden sich 

in unterschiedlicher Ausprägung in einer Vielzahl von Reformkonzepten 

wieder.7

Die Reformdiskussion hat im Sommer 2003 einen vielleicht entscheiden-

den Schub erfahren. Die deutschen Landesparlamente hatten bereits im 

Sommer 2002 mit der Idee, einen Konvent aller Landesparlamente und 

aller dort vertretenen Fraktionen einzuberufen, einen einmaligen Schritt 

in der deutschen Parlaments- und Föderalismusgeschichte unternommen. 

In der Lübecker Erklärung vom 31. März 2003 bringen die Landesparla-

mente zum Ausdruck, dass sie die Föderalismusreform nicht mehr der 

Bundesebene und den Ministerpräsidenten allein überlassen wollen. Sie 

fordern alte Kompetenzen zurück, neue Zuständigkeiten hinzu sowie ei-

gene Verfügung über Geld. Die Forderungen der Landesparlamente, wie 

z.B. eine verstärkte Prüfung zeitlicher Begrenzung beim Erlass neuer 

Rechtsvorschriften des Bundes oder Öffnungs- und Experimentierklauseln 

zu Gunsten der Länder oder möglichst eigenständige Finanzquellen der 

Länder, sind nicht neu, sie finden sich in unterschiedlicher Akzentuierung 

in verschiedenen Reformkonzepten wieder. Neu am Vorgehen der Lan-

desparlamente ist die Methode, die eine umfassende Repräsentanz aller 

parlamentarischen Kräfte auf Landesebene beinhaltet. 

Eine neue Dimension hat die Föderalismusreformdiskussion auch auf 

zivilgesellschaftlicher Ebene mit der Stiftungsallianz „Bürgernaher Bun-

desstaat” erlangt. Parallel zur Einsetzung der Bundesstaatskommission 

am 15. Oktober 2003 haben die fünf politischen Stiftungen der im Deut-

schen Bundestag vertretenen Fraktionen – Konrad-Adenauer-Stiftung, 
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Heinrich-Böll-Stiftung, Friedrich-Ebert-Stiftung, Friedrich-Naumann-

Stiftung, Hanns-Seidel-Stiftung – sowie drei parteiunabhängige Stif-

tungen – Bertelsmann Stiftung, Ludwig-Erhard-Stiftung und Stiftung 

Marktwirtschaft – diese Allianz gebildet. Mit dem Anspruch „Handlungs-

fähiger Föderalismus erfordert mutige Reformschritte” hat die Stiftungs-

allianz in den Jahren 2004 bis 2006 die politische Debatte als Impulsge-

ber und zivilgesellschaftliches Forum begleitet. Die Stiftungen orientieren 

sich in ihren Reformüberlegungen für einen bürgernahen Bundesstaat an 

fünf übergreifenden Zielen:

klare Zurechenbarkeit politischer Verantwortung durch Subsidiarität 

und Konnexität bei der Erfüllung und Finanzierung der Aufgaben von 

Kommunen, Ländern und Bund;

größtmögliche Transparenz politischer Entscheidungsprozesse;

verbesserte Beteiligungsmöglichkeiten auf allen föderalen Ebenen;

Stärkung der Entscheidungsfähigkeit;

ausgewogenes Verhältnis von notwendiger Solidarität und Leistungsan-

reizen für föderalen Wettbewerb um die beste politische Lösung.8

Siehe hierzu: Fischer, Thomas / Große Hüttmann, Martin: Aktuelle Diskus- 
sionsbeiträge zur Reform des deutschen Föderalismus. Modelle, Leitbilder und 
die Chancen ihrer Übertragbarkeit. In: Europäisches Zentrum für Föderalis-
musforschung Tübingen (Hrsg.): Jahrbuch des Föderalismus. Föderalismus, 
Subsidiarität und Regionen in Europa. – Baden-Baden: Nomos, 2001. –  
S. 128-142. – hier: S. 132-136; Fischer, Thomas u.a.: Föderalismusreform in 
Deutschland, a.a.O.; Margedant, Udo: Die Föderalismusdiskussion in Deutsch-
land. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, 29-30 / 2003, S. 6-14; Münch, Ursula 
/ Zinterer, Tanja: Reform der Aufgabenverteilung zwischen Bund und Ländern: 
Eine Synopse verschiedener Reformansätze zur Stärkung der Länder 1985-
2000. In: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 31/2000, S. 657-681; Schultze, 
Rainer-Olaf: Föderalismusreform in Deutschland. Widersprüche – Ansätze – 
Hoffnungen. In: Zeitschrift für Politik, 2/1999, S. 173-194.
Scharpf, Fritz W. / Reissert, Bernd / Schnabel, Fritz: Politikverflechtung. Theo-
rie und Empirie des kooperativen Föderalismus in der Bundesrepublik. – Kron-
berg/Ts.: Scriptor-Verlag, 1976. – (Monographien und Ergebnisse der Sozial-
wissenschaften; 1).
Abromeit, Heidrun: Der verkappte Einheitsstaat. – Opladen: Leske und Bud-
rich, 1992.
Scharpf, Fritz W.: Föderale Politikverflechtung. Was muss man ertragen? Was 
kann man ändern? In: Morath, Konrad (Hrsg.): Reform des Föderalismus. Bei-
träge zu einer gemeinsamen Tagung von Frankfurter Institut – Stiftung Markt-
wirtschaft und Politik und Institut der Deutschen Wirtschaft Köln. – Bad Hom-
burg: Frankfurter Institut – Stiftung Marktwirtschaft und Politik, 1999. –  
S. 23 ff.
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Diversen Initiativen der Ministerpräsidenten der Länder Bayern und Baden-
Württemberg ab 1996 hat sich 1999 auch die Hessische Landesregierung an-
geschlossen, siehe: Modernisierung des Föderalismus – Stärkung der Eigenver-
antwortung der Länder. Gemeinsame Positionen der Ministerpräsidenten der 
Länder Baden-Württemberg, Bayern und Hessen zur Notwendigkeit einer 
leistungs- und wettbewerbsorientierten Reform des Föderalismus. – Bonn, 
1999; vgl. die Regierungserklärung des bayerischen Ministerpräsidenten Ed-
mund Stoiber im Bayerischen Landtag vom 4.2.1998 „Föderaler Wettbewerb: 
Deutschlands Stärke – Bayerns Chance”; Koch, Roland: Grundzüge eines mo-
dernen Föderalismus. In: Koch, Roland / Böhr, Christian: Reform des Födera-
lismus. – Sankt Augustin: Konrad-Adenauer-Stiftung, 2001. – (Zukunftsforum 
Politik; 20).
Siehe: Henneke, Hans-Günter (Hrsg.): Verantwortungsteilung zwischen Kom-
munen, Ländern, Bund und Europäischer Union. – Stuttgart u.a.: Boorberg, 
2001. – (Schriften zum deutschen und europäischen Kommunalrecht; 15).
Siehe: Hrbek, Rudolf / Eppler, Annegret (Hrsg.): Deutschland vor der Födera-
lismusreform. Eine Dokumentation. – Tübingen: Europäisches Zentrum für Fö-
deralismusforschung, 2003. – (Occasional Papers; 28). Die Dokumentation 
enthält u.a. Leitlinien der Ministerpräsidentenkonferenz und der Bundesregie-
rung, die Lübecker Erklärung der deutschen Landesparlamente, den Bericht 
der Enquete-Kommission des Bayerischen Landtages, das Berliner Programm 
des BACDJ, den Reformvorschlag der Bertelsmann Stiftung „Entflechtung 
2005. Zehn Vorschläge zur Optimierung der Regierungsfähigkeit im deutschen 
Föderalismus”, Initiativen der Föderalismus-Kommission des Liberalen Instituts 
der Friedrich-Naumann-Stiftung, das Reformkonzept des Deutschen Landkreis-
tages „Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung” und die Presseerklä-
rung der Stiftungsallianz Bürgernaher Bundesstaat vom 15.10.2003.  
Siehe weiterhin: Arndt, Hans-Wolfgang: Wege zur Stärkung der Finanzkraft 
von Ländern und Kommunen. – Sankt Augustin: Konrad-Adenauer-Stiftung, 
2001. – (Arbeitspapier; 40/2001); Bertelsmann-Kommission „Verfassungspoli-
tik & Regierungsfähigkeit” (Hrsg.): Neuordnung der Kompetenzen zwischen 
Bund und Gliedstaaten. – Gütersloh: Verlag Bertelsmann Stiftung, 2001; Ber-
telsmann-Kommission „Verfassungspolitik & Regierungsfähigkeit” (Hrsg.): 
Neugestaltung der Finanzbeziehungen. – Gütersloh: Verlag Bertelsmann Stif-
tung, 2002; Berthold, Norbert: Mehr Effizienz und Gerechtigkeit. Wege zur 
Entflechtung des Sozialstaates. – Sankt Augustin: Konrad-Adenauer-Stiftung, 
2003. – (Arbeitspapier; 115/2003); Färber, Gisela / Fugmann Heesing, Annet-
te / Junkernheinrich, Martin: Reform der Gemeindefinanzen – ein Vorschlag 
der Bertelsmann Stiftung. – Gütersloh: Bertelsmann Stiftung, 2003; Feld, Lars 
P.: Fiskalischer Föderalismus in der Schweiz. Ein Vorbild für die Reform der 
deutschen Finanzverfassung? – Gütersloh u.a., 2004. – (Forum Föderalismus 
2004); Henneke, Hans-Günter (Hrsg.): Verantwortungsteilung zwischen Kom-
munen, Ländern, Bund und Europäischer Union, a.a.O.; Huber, Bernd: Die 
Mischfinanzierungen im deutschen Föderalismus, a.a.O.; Huber, Bernd: Ge-
meindefinanzreform: Problemlage und Lösungsansätze, a.a.O.; Männle, Ursula 
(Hrsg.): Föderalismus zwischen Konsens und Konkurrenz. Tagungs- und Mate-
rialienband zur Fortentwicklung des deutschen Föderalismus. – Baden-Baden: 
Nomos, 1998. – (Schriftenreihe des Europäischen Zentrums für Föderalismus-
forschung; 15); Margedant, Udo / von Thadden, Johannes: Mehr Effizienz und 
Transparenz im föderalen Staat. Ein Konzept zur Föderalismusreform in zwei 
Stufen. – Sankt Augustin: Konrad-Adenauer-Stiftung, 2003. – (Arbeitspapier; 
118/2003); Meier-Walser, Reinhard C. / Hirscher, Gerhard (Hrsg.): Krise und 
Reform des Föderalismus. Analysen zu Theorie und Praxis bundesstaatlicher 
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Ordnungen. – München: Olzog, 1999; Morath, Konrad (Hrsg.): Reform des Fö-
deralismus, a.a.O.; Müller-Groeling, Hubertus (Hrsg.): Reform des Föderalis-
mus. Kleine Festgabe für Otto Graf Lambsdorff. – 2. Aufl. – Berlin: Liberales 
Institut der Friedrich-Naumann-Stiftung, 2003; Schick, Gerhard: Bundes-
staatsreform I. Für eine bürgernahe, effiziente und transparente Politik. – Ber-
lin, Stiftung Marktwirtschaft 2004. – (Argumente zu Marktwirtschaft und Poli-
tik; 82); Schick, Gerhard: Bundesstaatsreform II. Bessere Politik durch eine 
transparente und effiziente Finanzverfassung. – Berlin: Stiftung Marktwirt-
schaft und Politik, 2004. – (Argumente zu Marktwirtschaft und Politik; 83).
Siehe: Presseerklärung der Stiftungsallianz „Bürgernaher Bundesstaat”. In: Hr-
bek, Rudolf / Eppler, Annegret (Hrsg.): Deutschland vor der Föderalismus-Re-
form, a.a.O., S. 143-146.

8|

3. �Die Arbeit der Bundes-
staatskommission

Die im Oktober 2003 eingesetzte gemeinsame Kommission 

von Bundestag und Bundesrat zur Modernisierung der bun-

desstaatlichen Ordnung hatte den Auftrag, Vorschläge mit 

dem Ziel zu erarbeiten, die politischen Verantwortlichkeiten 

deutlicher zuzuordnen sowie die Zweckmäßigkeit und Effizi-

enz der Aufgabenerfüllung zu steigern. Insbesondere sollte 

sie die Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen auf Bund 

und Länder, die Zuständigkeiten und Mitwirkungsrechte der 

Länder bei der Gesetzgebung des Bundes sowie die Finanz-

beziehungen zwischen Bund und Ländern überprüfen. Be-

rücksichtigung sollten auch die Weiterentwicklung der Euro-

päischen Union und die Situation der Kommunen finden.1

Eine grundlegende Reform des deutschen Föderalismus war 

von vorneherein nicht zu erwarten, zumal die beiden wichti-

gen Themen Finanzausgleich und Länderneugliederung aus-

geklammert wurden. Zudem hatten Bund und Länder mit 

ihren im Vorfeld festgelegten Positionen hohe Barrieren auf-

gebaut.2 Die Interessenlagen zwischen den finanzschwachen 

und finanzstarken, den kleinen und großen, den alten und 

neuen Ländern aber auch zwischen Länderregierungen und 

Landesparlamenten waren heterogen. Spürbare Unterschie-

de bestanden zudem zwischen den Interessen von Bundes-

tag und Bundesregierung. Angesichts dieser Konstellationen 

mussten Kompromisse auf der Grundlage des kleinsten 
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gemeinsamen Nenners eingegangen werden, damit die für Grundgesetz-

änderungen erforderlichen Zweidrittelmehrheiten in Bundestag und Bun-

desrat zustande kommen konnten.

Die Bundesstaatskommission kam zu keinem konsensfähigen Ergebnis, 

weil in den Beratungen – wie auch anschließend in dem Kompromiss der 

Großen Koalition – nur Reformvorschläge umzusetzen waren, welche für 

die beteiligten Akteure mehr oder weniger ein Null-Summen-Spiel erga-

ben: Regelungskompetenzen als Mitsprache- und Vetorechte konnten 

nicht vermehrt werden. Was der Bund mehr an Handlungsspielräumen 

bekommen sollte, musste den Ländern genommen werden und umge-

kehrt. Was den Landtagen an neuen Gestaltungsmöglichkeiten einge-

räumt werden sollte, musste irgendjemand anderem weggenommen wer-

den. Noch deutlicher wird das bei dem Thema Finanzen, das die Frage 

der Kompetenzverteilung häufig überlagert: Das Geld, das den Ländern 

gegeben werden sollte, fehlte dann dem Bund und umgekehrt. 

Von den vielfältigen Tatbeständen im Grundgesetz, die eine Zustimmung 

des Bundesrates erforderlich machen, spielte Art. 84 Abs. 1 GG3 bei den 

Reformüberlegungen eine wichtige Rolle: „Führen die Länder die Bundes-

gesetze als eigene Angelegenheiten aus, so regeln sie die Einrichtung der 

Behörden und das Verwaltungsverfahren, soweit nicht Bundesgesetze mit 

Zustimmung des Bundesrates etwas anderes bestimmen.” Statt die ein-

fachste Lösung zu wählen, den Nachsatz in Art. 84 Abs. 1 GG zu strei-

chen,4 wurde eine komplizierte Regelung vorgeschlagen, bei der eine Ent-

flechtung durch Zugeständnisse und Ausnahmen an anderer Stelle wieder 

aufgehoben wurde. Dem Bund sollte auch weiterhin die Möglichkeit gege-

ben sein, die Einrichtung der Behörden und das Verwaltungsverfahren zu 

regeln. Den Ländern wurde jedoch nunmehr ein begrenztes „Zugriffs-

recht” zugestanden. Nach dem Vorschlag der Bundesstaatskommission 

sollten sie ein von der Bundesgesetzgebung abweichendes Recht bezüg-

lich der Behördeneinrichtung und des Verwaltungsverfahrens erlassen 

können. Dem Bund sollte in Ausnahmefällen jedoch weiterhin die Mög-

lichkeit eingeräumt bleiben, auch künftig mit Zustimmung des Bundes-

rates verbindliches Verwaltungsverfahrensrecht zu setzen. Wegen des 

vorgesehenen Wegfalls des Zustimmungserfordernisses des Bundesrates 

nach Art. 84 Abs. 1 GG sollten die Länder eine neue Zustimmungspflicht 

beim Erlass kostenintensiver Gesetze erhalten (umgesetzt in der Födera-

lismusreform 2006 in dem neuen Art. 104 a Abs. 3 a GG).

Die positiv zu bewertenden Entflechtungen der Gesetzgebungszuständig-

keiten, welche die Verlagerung von dreizehn Zuständigkeiten in die 

ausschließliche Kompetenz der Länder und von fünf weiteren in diejenige 

des Bun-des beinhalten sollten, sind insofern zu relativieren, als 26 

Materien in der konkurrierenden Gesetzgebung nach Art. 74 GG verblei-

ben sollten; d.h. die in diesem Artikel verankerten Gesetzgebungsgegen-

stände sollten vielfach lediglich aufgeteilt werden. Nach dem Reformvor-

schlag sollten fünfzehn der 26 Materien der konkurrierenden Gesetzge-

bung ohne die Erforderlichkeitsklausel des Art. 72 Abs. 2 GG in Anspruch 

genommen werden können. 

Obwohl bereits im Vorfeld zwischen Bund und Ländern eine Einigung über 

die Abschaffung der Rahmengesetzgebung erzielt worden war, sollten 

dennoch weite Teile der Rahmengesetzgebung erhalten bleiben. Die Vor-

schläge der Bundesstaatskommission enthielten nur wenige Fortschritte 

hinsichtlich des Abbaus der Mischfinanzierungen. Die intransparenten Ge-

meinschaftsaufgaben nach Art. 91 a und 91 b GG sollten mit Ausnahme 

des Hochschulbaus erhalten bleiben.

Zur Arbeit der Bundesstaatskommission, siehe: Dokumentation der Kommis-
sion von Bundestag und Bundesrat zur Modernisierung der bundesstaatlichen 
Ordnung. – Berlin: Deutscher Bundestag, Bundesrat, 2005; Borchard, Michael 
/ Margedant, Udo (Hrsg.): Föderalismusreform – Vor der Reform ist nach der 
Reform? Eine erste Bilanz der Arbeit der Bundesstaatskommission. – Sankt  
Augustin: Konrad-Adenauer-Stiftung, 2004. – (Zukunftsforum Politik; 61); 
Borchard, Michael / Margedant, Udo (Hrsg.): Der deutsche Föderalismus im 
Reformprozess. – Sankt Augustin: Konrad-Adenauer-Stiftung, 2006. – (Zu-
kunftsforum Politik; 69); Föderalismus. – Aus Politik und Zeitgeschichte,  
13-14/2005; Vogel, Bernhard / Hrbek, Rudolf / Fischer, Thomas (Hrsg.): Halb-
zeitbilanz. Die Arbeitsergebnisse der deutschen Bundesstaatskommission im 
europäischen Vergleich. – Baden-Baden: Nomos, 2006. – (Schriftenreihe des 
Europäischen Zentrums für Föderalismusforschung; 23).
Siehe: Ministerpräsidentenkonferenz: Modernisierung der bundesstaatlichen 
Ordnung – Leitlinien für die Verhandlungen mit dem Bund (27. März 2003);  
Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung. Position des Bundes (9. April 
2003). Beide sind abgedruckt in: Hrbek, Rudolf / Eppler, Annegret (Hrsg.): 
Deutschland vor der Föderalismus-Reform, a.a.O., S. 26-35.
Zur Diskussion über Art. 84 GG vgl. Dietsche, Hans-Jörg / Hinterseh, Sven: 
Landesrecht bricht Bundesrecht? Zum Stand der Diskussion über ein soge-
nanntes Zugriffsrecht der Länder bei der Gesetzgebung des Bundes. In: 
Borchard, Michael / Margedant, Udo (Hrsg.): Föderalismusreform – Vor der Re-
form ist nach der Reform? a.a.O. S. 19-36; zum Ergebnis der Bundesstaats-
kommission bezüglich der Neufassung des Art. 84 GG: Dietsche, Hans-Jörg / 
Hinterseh, Sven: Entflechtung der Gesetzgebungskompetenzen – eine Per-
spektive für „bessere” Verantwortungszuordnung der verschiedenen Ebenen? 
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In: Borchard, Michael / Margedant, Udo (Hrsg.): Der deutsche Föderalismus im 
Reformprozess a.a.O., S. 11-35, hier: S. 13-18.
Diese einfache Lösung ergibt sich daraus, dass nicht begründet ist, warum der 
Bund eine Mitgestaltungsbefugnis bei Behördenorganisation und Verwaltungs-
verfahren benötigt, wenn die Bundesgesetze von den Ländern als „eigene An-
gelegenheiten” ausgeführt werden.

4|

4. �Die Föderalismusreform 
2006

Nach dem Scheitern der Bundesstaatskommission wurde im 

Koalitionsvertrag vom 18. November 2005 eine Föderalis-

musreform vereinbart, die weitgehend auf den Ergebnissen 

der Bundesstaatskommission basierte. Hierzu sind ein Ge-

setz zur Änderung des Grundgesetzes und ein Föderalismus-

reform-Begleitgesetz 2006 in Kraft getreten. 

Diese Novellierung des Grundgesetzes hat die Aufgabenver-

teilung im deutschen Bundesstaat nicht grundlegend geän-

dert. Die Gestaltungsrechte des Bundestages wurden da-

durch gestärkt, dass Bundesgesetze überwiegend als Ein-

spruchsgesetze und nicht mehr als Zustimmungsgesetze 

erlassen werden; d.h. in der überwiegenden Mehrzahl der 

Gesetze, die Materien der konkurrierenden Gesetzgebung 

betreffen, müssen künftig die Länder nicht mehr zustim-

men.1 Die Länder können aber unter gewissen Vorausset-

zungen weiterhin Einspruch erheben, wenn nach Art. 104 a 

Abs. 4 GG Ausgaben aus Bundesgesetzen entstehen, welche 

Pflichten der Länder zur Erbringung von Geldleistungen, 

geldwerten Sachleistungen oder vergleichbaren Dienstleis-

tungen begründen. Sofern diese von den Ländern getragen 

werden müssen, bleibt die Zustimmung des Bundesrates 

weiterhin erforderlich. Die Länder ihrerseits erhalten das 

Recht, in bestimmten Bereichen (Jagdrecht, Naturschutz und 

Landschaftspflege, Bodenverteilung, Raumordnung, Wasser-
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haushalt, Hochschulzulassung und Hochschulabschlüsse) von Bundesge-

setzen abweichende Regelungen per Landesgesetz zu treffen. 

Ein wichtiger Beitrag zur angestrebten Entflechtung der Kompetenzen ist 

die Abschaffung der Rahmengesetzgebung des Bundes. Deren Materien 

sind in die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes bzw.  

in die Kompetenz der Länder oder in einen neuen Gesetzgebungsgegen-

stand der konkurrierenden Kompetenz verwiesen worden. Außerdem ha-

ben Bund und Länder neue ausschließliche Kompetenzen erhalten, die 

bislang in der konkurrierenden Gesetzgebung verankert waren. Die Ge-

staltungsmöglichkeiten der Länder sind vor allem durch die Stärkungen 

ihrer Kompetenzen im Bildungsbereich2 und bei der Besoldung und Ver-

sorgung im öffentlichen Dienst3 erhöht worden.

Die Gesetzgebung bleibt weiterhin überwiegend beim Bund. Die Begren-

zung der Erforderlichkeitsklausel nach Art. 72 Abs. 2 GG hat das Potential 

des Bundes zur Zentralisierung im Bereich der konkurrierenden Gesetz-

gebung erhöht, da nunmehr die Mehrzahl der Gesetzgebungsmaterien 

des Art. 74 GG nicht mehr der Zustimmung durch den Bundesrat bedarf. 

Auf der anderen Seite hat die Reform mit dem neuen Art. 104 a Abs. 4 

GG einen neuen Zustimmungstatbestand bei Bundesgesetzen eingeführt, 

wenn diese Pflichten der Länder „zur Erbringung von Geldleistungen, 

geldwerten Sachleistungen oder vergleichbaren Dienstleistungen gegen-

über Dritten” begründen und „daraus entstehende Ausgaben von den 

Ländern zu tragen sind”. Die in Art. 104 a GG aufgeführten Sachleistun-

gen umfassen die Verpflichtung der Länder zur Schaffung und Unterhal-

tung für die Unterbringung von Asylbegehrenden, die Schuldnerberatung 

oder die Bereitstellung von Tagesbetreuungsplätzen. Im Bereich der So-

zialversicherung zählen hierzu Maßnahmen der Heilbehandlung. Im Be-

reich des Sozialgesetzbuches werden unter Sozialleistungen Geld-, Sach- 

und Dienstleistungen zusammengefasst. Im weiteren Sinne schließen 

Sachleistungen auch die Regelungen im Kinder- und Jugendhilferecht zu 

Tagesbetreuungsplätzen für Kinder ein. Ob die von der Großen Koalition 

gehegte Erwartung eintritt, dass durch die Reformmaßnahmen die Zahl 

der zustimmungspflichtigen Gesetze von ehemals etwa 60 Prozent auf 30 

Prozent reduziert werden kann, muss sich erst noch erweisen.

Die Zuweisung von Kompetenzen, die bislang unter die Rahmengesetzge-

bung fielen oder in den Materien der konkurrierenden Gesetzgebung ver-

ankert waren, in die nunmehr ausschließliche Kompetenz des Bundes 

oder der Länder stellt insofern nur einen bescheidenen Fortschritt dar, als 

vielfach Materien der konkurrierenden Gesetzgebung lediglich aufgeteilt 

wurden. Statt ehemals 26 solcher Materien gibt es nunmehr 33, die zu-

dem noch Ausnahmeregelungen enthalten, was wenig dazu beiträgt, das 

Grundgesetz einfacher und für den Bürger durchschaubarer zu gestalten.

Die von der Bundesstaatskommission vorgeschlagene komplizierte  

Neufassung des Art. 84 GG wurde weitgehend übernommen. Uneinge-

schränkt positiv zu bewerten ist bei der Änderung des Art. 84 Abs. 1 GG 

der Satz 5, wonach den Kommunen in Bundesgesetzen keine Aufgaben 

und damit keine Kosten übertragen werden dürfen. Abgesehen von die-

sem Satz erschließt sich die Sachlogik des Art. 84 GG nur schwer.4 Ein 

mutiger Reformschritt ist in Art. 72 Abs. 3 GG die Einführung der Ab-

weichgesetzgebung, die es jedem Land erlaubt, in sechs Politikfeldern 

(Jagdwesen, Naturschutz und Landschaftspflege, Bodenverteilung, 

Raumordnung, Wasserhaushalt, Hochschulzulassungen und Hochschulab-

schlüsse) von Bundesgesetzen abzuweichen. Von bestehenden Gesetzen 

darf bei der Hochschulzulassung ab 2008 und in den anderen Politikfel-

dern, für welche die Abweichgesetzgebung gilt, ab 2010 abgewichen 

werden. Damit bleibt jedoch dem Bund noch die Gelegenheit, zwischen-

zeitlich z.B. ein Umweltgesetzbuch zu verabschieden. Jedes vom Bundes-

recht abweichende Landesgesetz hat den Vorrang vor der Anwendung 

des Bundesrechts. Dabei gilt der Grundsatz, dass das jeweils zeitlich letz-

te Gesetz anzuwenden ist. Wenn der Bund also sein Gesetz novelliert, 

geht das neue Bundesrecht wieder vor, wobei das Land wiederum davon 

abweichen kann.5 

Die Reformmaßnahmen, welche in die Bund-Länder-Finanzbeziehungen 

eingreifen, enthalten sowohl Potentiale der Zentralisierung als auch der 

Dezentralisierung. Beim angestrebten Abbau der Mischfinanzierungen 

geht die Reform nicht über den bereits in der Bundesstaatskommission 

erzielten Kompromiss hinaus; d.h. die Mischfinanzierungen bleiben 

grundsätzlich erhalten. Nur beim Hochschulbau, bei der Bildungsplanung, 

bei der Verbesserung des kommunalen Verkehrs und bei der Förderung 

des sozialen Wohnungsbaus entfallen nach Übergangsfristen die Mischfi-

nanzierungen. Vielmehr steigt durch die gemeinsame Finanzierung der 

Grundsicherung für Arbeitssuchende (Hartz IV), an der Bund, Länder und 

Gemeinden beteiligt sind, das Gesamtvolumen aller Mischfinanzierungen 

auf ein Vielfaches. Die Lösung im Bereich des neuen Art. 104 b GG geht 

zu Lasten der Länder, wenn künftig Investitionshilfen zeitlich befristet 
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und degressiv gestaltet sein müssen. In der Steuergesetzgebung erhal-

ten die Länder zwar die Befugnis, die Steuersätze bei der Grunderwerb-

steuer festzulegen, aber weitere Schritte zur Stärkung der Steuerautono-

mie der Länder sind unterblieben. Der neue Art. 109 Abs. 5 GG regelt die 

Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland aus Rechtsakten der EU 

nach Art. 104 EG-Vertrag und legt die Haftungsanteile bei Sanktionsmaß-

nahmen der Gemeinschaft fest. Diese Sanktionsmaßnahmen sollen 

jedoch keine horizontalen Finanzausgleichswirkungen entfalten.

Die so genannte Bedürfnisklausel nach Art. 72 Abs. 2 GG findet nur noch in 
zehn von 33 Gegenständen der konkurrierenden Gesetzgebung Anwendung. 
Die Regelungskompetenz der Länder für das Hochschulrecht ist künftig nicht 
mehr durch rahmengesetzliche Vorgaben des Bundes (HRG) beschränkt. Bei 
der neuen konkurrierenden Kompetenz des Bundes zur Regelung der Hoch-
schulzulassung und der Hochschulabschlüsse (Art. 74 Abs. 1 Nr. 33 GG) kön-
nen die Länder von diesbezüglichen Regelungen des Bundes abweichen. Im 
schulischen Bereich sind künftig Finanzhilfen des Bundes unzulässig. Die bishe-
rige Gemeinschaftsaufgabe Bildungsplanung wird beendet und in Art. 91 b Abs. 
2 GG durch eine neue Gemeinschaftsaufgabe zur Feststellung der Leistungsfä-
higkeit des Bildungswesens im internationalen Vergleich ersetzt.
Art. 74 a GG, nach dem die Besoldung und Versorgung der Landesbeamten 
und Landesrichter zur konkurrierenden Gesetzgebung gehörten, wurde durch 
die Föderalismusreform aufgehoben und in die ausschließliche Gesetzgebung 
der Länder verlagert. Die Regelung der Statusrechte und -pflichten der Beam-
ten sind im neuen Gesetzgebungsgegenstand des Art. 74 Abs. 1 Nr. 27 GG ge-
regelt.
Siehe hierzu die kritischen Anmerkungen von Schmidt-Jortzig, Edzard: Reform-
bedürftigkeit des deutschen Föderalismus. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
13-14/2005, S. 6-12, hier: S. 9 f.
Zu den Ergebnissen der Föderalismusreform 2006, siehe: Sturm, Roland: Die 
Föderalismusreform 2006 – Deutschland in besserer Verfassung? In: Gesell-
schaft – Wirtschaft – Politik, 4/2006, S. 459-470; Starck, Christian (Hrsg.): 
Föderalismusreform, a.a.O.
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5. �der Auftrag der  
Föderalismuskommission II

Mit Beschluss von Bundestag und Bundesrat wurde am  

15. Dezember 2006 eine gemeinsame Kommission zur Mo-

dernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen (Födera-

lismuskommission II) eingesetzt.1 

Die Föderalismuskommission II hat den Auftrag, Vorschläge 

zur Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen mit 

dem Ziel zu erarbeiten, „diese den veränderten Rahmenbe-

dingungen inner- und außerhalb Deutschlands insbesondere 

für Wachstums- und Beschäftigungspolitik anzupassen. Die 

Vorschläge sollen dazu führen, die Eigenverantwortung der 

Gebietskörperschaften und ihre aufgabenadäquate Finanz-

ausstattung zu stärken.”2 Die Kommission trat am 8. März 

2007 zu ihrer konstituierenden Sitzung unter dem Vorsitz 

des SPD-Fraktionsvorsitzenden Peter Struck für den Bundes-

tag und des baden-württembergischen Ministerpräsidenten 

Günther Oettinger (CDU) für den Bundesrat zusammen. 

Bundestag und Bundesrat entsenden jeweils 16 Mitglieder 

und 15 Stellvertreter in die Kommission. Mit Rede- und An-

tragsrecht, jedoch ohne Stimmrecht, nehmen jeweils vier 

Abgeordnete aus den Landtagen an den Kommissionssitzun-

gen teil. Ebenso sind die Kommunen – vertreten durch die 

Präsidenten der kommunalen Spitzenverbände – in „geeig-

neter Weise” einbezogen.
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Dem Einsetzungsbeschluss ist als Anlage eine offene Themensammlung 

beigefügt: Vorbeugung und Bewältigung von Haushaltskrisen (Etablie-

rung eines Frühwarnsystems; Änderung von Art. 115 und Art. 109 GG 

zur Vermeidung von Haushaltsnotlagen), Aufgabenkritik und Setzung von 

Standards, Entbürokratisierung und Effizienzsteigerung (Entflechtung von 

Aufgaben in der öffentlichen Verwaltung, Ebenenübergreifende Bünde-

lung von Verwaltungsaufgaben, Einführung von IT-Standards und -syste-

men), Stärkung der den Aufgaben entsprechenden Finanzausstattung 

und der Eigenverantwortung der Gebietskörperschaften, verstärkte Zu-

sammenarbeit und Möglichkeiten eines erleichterten freiwilligen Zusam-

menschlusses von Ländern sowie die Bündelung fachpolitischer Leistun-

gen und Auswirkungen auf die Bund-Länder-Finanzbeziehungen.

Die erste Phase der Föderalismusreform II beinhaltete eine umfassende 

Bestandsaufnahme der Themenbereiche, die ihren Niederschlag in zwei 

Fragenkatalogen3 fand. Hierzu wurden in zwei öffentlichen Sitzungen 

Sachverständige gehört, die von den Fraktionen des Deutschen Bundes-

tages, dem Bundesrat, den Vertretern der Landtage und kommunalen 

Spitzenverbände benannt waren. Außerdem legten politische Parteien, 

die Mitglieder der Bundesregierung in der Föderalismuskommission II, 

das Bundesministerium der Finanzen (BMF) und der Wissenschaftliche 

Beirat des BMF, mehrere Bundesländer, die Landtagspräsidenten, die 

kommunalen Spitzenverbände sowie der Bundesrechnungshof und die 

Landesrechnungshöfe Positionspapiere und weitere Stellungnahmen vor.

Die öffentliche Anhörung am 22. Juni 2007 befasste sich neben allgemei-

nen Fragen zu Problemen im Bereich der Finanzverfassung schwerpunkt-

mäßig mit dem Themenkomplex Haushalt/Schulden unter den Aspekten 

Vorbeugung von Haushaltskrisen, Bewältigung bestehender Krisen und 

Verbesserung der Vergleichbarkeit in der Haushaltsdarstellung. Der zwei-

te Themenkomplex „Einnahmen/Kompetenzen” beinhaltete horizontale 

und vertikale Finanzbeziehungen sowie den Beitrag der Bund-Länder-

Finanzbeziehungen zu Beschäftigung und Wachstum. Zu dem 226 Fragen 

umfassenden Katalog haben 18 Sachverständige Gutachten vorgelegt.4

Die öffentliche Anhörung zu „Verwaltungsthemen” am 8. November 2007 

beinhaltete die Aufgabenoptimierung unter den Aspekten Aufgabenent-

flechtung sowie Bündelung und Koordinierung von Aufgaben im Bund-

Länder-Verhältnis, sowohl strukturell (Auftragsverwaltung, Bundesober-

behörden, Gemeinschaftsaufgaben, Optimierung der Behördenzusam-

menarbeit) als auch sektoral. Der zweite Themenkomplex befasste sich 

mit Standardsetzungen und IT-Standards, der Zusammenarbeit der Län-

der untereinander bzw. von Bund und Ländern und mit Möglichkeiten zur 

Erleichterung des freiwilligen Zusammenschlusses von Ländern.5 Hierzu 

legten neben den benannten Sachverständigen6 der Präsident des Bun-

desrechnungshofes7 und die Präsidenten der Landesrechnungshöfe8 Gut-

achten vor.

Nach dem Fahrplan der Föderalismuskommission II wollen die beiden 

Vorsitzenden bis zum März 2008 Schlussfolgerungen aus den Anhörungen 

sowie weiteren Gesprächen ziehen. Nach dem derzeitigen Sitzungskalen-

der der Kommission sind drei Sitzungstage bis zur Sommerpause vorge-

sehen. Sofern danach ein Ergebnis vorliegt, könnten Bundestag und 

Bundesrat und gegebenenfalls die 16 Landesparlamente die 2. Phase der 

Föderalismusreform bis zum Jahreswechsel 2008/2009 verabschieden. 

Fraktionsübergreifender Antrag von CDU/CSU, SPD und FDP (Bundestags-
Drucksache 16/3887) und Einsetzungsbeschluss auf der 74. Sitzung am  
15. Dezember 2006 (Plenarprotokolle 16/74); Bundesrats-Drucksache 913/06 
vom 15. Dezember 2006.
Deutscher Bundestag, Plenarprotokolle 16/74 der 74. Sitzung am  
15. Dezember 2006.
Kommissionsdrucksachen Nr. 011 und 044.
Kommissionsdrucksachen Nr. 014, 016-024, 026-032 und 034. Siehe hierzu 
die Findhilfe zum Fragenkatalog, Kommissionsdrucksache Nr. 035.
Siehe: Fragenkatalog, Kommissionsdrucksache Nr. 044 und die Findhilfe,  
Kommissionsdrucksache Nr. 083.
Kommissionsdrucksachen Nr. 061 – Nr. 079.
Kommissionsdrucksache Nr. 055.
Kommissionsdrucksache Nr. 054.
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6.  �Ausgewählte Inhalte der  
2. Stufe der Föderalismus- 
reform

Die vorgelegten Gutachten sind in ihrer Konzeption und 

ihren Empfehlungen heterogen. Sie beziehen sich zudem 

teilweise nur auf Einzelaspekte der breiten Themenpalette. 

Außerdem lassen die Positionspapiere des Bundes, der Land-

tage, einzelner Landesregierungen, der kommunalen Spit-

zenverbände und politischer Parteien zur Gesamtthematik 

wie zu Einzelaspekten in dieser ersten Phase der Arbeit der 

Föderalismusreform II noch schwerlich erkennen, welche 

Reformfortschritte erzielt werden können. Auch spiegeln sich 

in den Fragen, die in den beiden Anhörungen von den Ver-

tretern der politischen Parteien, des Bundes und der Länder 

gestellt wurden, weitgehend die Konfliktlinien wider, die be-

reits die Verhandlungen der Bundesstaatskommission durch-

zogen hatten.1 

Der Aufbau und die Intentionen der Fragen im Katalog für 

die Anhörung am 22. Juni 2007 zielen vorrangig auf eine 

politisch vorzeigbare Lösung der Regelung der innerstaatli-

chen Schulden. Ein Indiz hierfür ist, dass sich zwei Drittel 

der Fragen mit dem Schuldenproblem befassen. Dass die 

„Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse” nach wie vor im 

Fragenkatalog als ein Staatsziel bezeichnet wird, das in Art. 

72 GG in Verbindung mit Art. 20 GG vorgegeben sei,2 was 

verfassungsrechtlich so nicht ohne Weiteres zu begründen 

und mit jüngsten Urteilen des Bundesverfassungsgerichts nicht wider-

spruchsfrei in Einklang zu bringen ist,3 und der Wettbewerb der Länder in 

den Fragen nur am Rande angesprochen wird, sind weitere Indizien da-

für, dass zentrale Reformelemente der Finanzverfassung, wie die Finanz-

autonomie der Gebietskörperschaften und grundsätzliche Fragen der 

künftigen Regelung des Finanzausgleichs nach 2019, zumindest im ge-

genwärtigen Stadium der Reformdebatte in den Hintergrund treten. 

Der umfangreiche Fragenkatalog für die zweite Anhörung am 8. Novem-

ber 2007 ist vor allem durch Aspekte der Kostensenkung und Effizienzge-

winnung gekennzeichnet, während in den Fragen Transparenz und Akzep-

tanz von Verwaltungsmaßnahmen kaum angesprochen werden.4 Die teil-

weise sehr unterschiedlichen Lösungsvorschläge zu „Verwaltungsthemen”, 

die in den Gutachten und in den Vorträgen der Sachverständigen in der 

2. öffentlichen Sitzung am 8. November 2008 vorgelegt wurden, erleich-

tern den politisch Verantwortlichen nur schwerlich die Entscheidungsfin-

dung.5

Nachfolgend werden einige zentrale Aspekte der Föderalismusreform II 

skizziert, die in den Fragenkatalogen, den Gutachten, den Positionspapie-

ren der politischen Akteure und in den Anhörungen eine besondere 

Beachtung finden.

6.1 Staatsverschuldung und Haushaltsnotlagen

Die hohen Schulden von Bund und Ländern und die infolgedessen zu 

tragenden Zinslasten haben die Handlungsspielräume erheblich einge-

engt. Sowohl inhaltliche als auch verfahrensrechtliche Regelungen sollen 

mit dem Ziel überdacht werden, die Gesamtverschuldung und die Neu-

verschuldung zu mindern. In den Reformvorschlägen werden Instrumen-

te zur Vorbeugung von Haushaltskrisen durch die Einführung eines Früh-

warnsystems zur Begrenzung der Verschuldung, die Einrichtung von Gre-

mien zur Beobachtung der Haushaltsentwicklung von Bund und Ländern 

(externer Sachverständigenrat oder Finanzplanungsrat), ein Verschul-

dungsverbot oder andere Regelungen zur Begrenzung der Neuverschul-

dung und Strategien zur Bewältigung von Haushaltskrisen vorgeschla-

gen.6

Es zeichnet sich bislang noch kein eindeutiges Lösungsmodell dieses 

Problems ab, das aus der Sicht des Bundes eines der Schwerpunktthe-
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men der Föderalismusreform II ist. Der Bund sieht es als dringend not-

wendig an, dass zur Verschuldungsbegrenzung Art. 115 GG geändert 

werden müsse – auch im Hinblick darauf, diesen Artikel kompatibel zum 

EU-Stabilitätspakt zu gestalten. Auf der Länderseite werden auch Ver-

schuldungsbegrenzungsprogramme diskutiert, die mit der Forderung 

nach höherer Länderautonomie verknüpft sind. Hierbei wird insbesondere 

gefordert, dass den Ländern die Möglichkeit eingeräumt werden müsste, 

auf der Ausgabeseite von vorgegebenen Standards abzuweichen. Das 

breit diskutierte Schuldenverbot ist kein für föderalistische Staaten typi-

sches Thema, da es gleichermaßen auch für zentral verwaltete Staaten 

gültig ist. Außerdem gibt es im internationalen Vergleich kein absolutes 

Schuldenverbot.

Die Frage, wie der Staatsverschuldung Einhalt geboten werden könne, 

bietet die größten Chancen, Reformschritte zu erzielen, da in diesem 

Punkte weder zwischen Bund und Ländern noch bei den Positionen der 

Parteien unüberbrückbare Probleme auftreten dürften, obwohl bislang 

divergierende Vorschläge unterbreitet werden.

Zur Disposition steht eine Neufassung der Art. 109 und 115 GG: Nach 

Art. 109 GG, der festlegt, dass Bund und Länder in ihrer Haushaltswirt-

schaft selbständig und voneinander unabhängig sind und dabei den Erfor-

dernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung zu tragen 

haben, können in Abs. 4 zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaft-

lichen Gleichgewichts durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des 

Bundesrates bedarf, Vorschriften über 

„1. Höchstbeträge, Bedingungen und Zeitfolge der Aufnahme von Kre-

diten durch Gebietskörperschaften und Zweckverbände und

2. eine Verpflichtung von Bund und Ländern, unverzinsliche Guthaben bei 

der Deutschen Bundesbank zu unterhalten (Konjunkturausgleichsrückla-

gen), erlassen werden.”

Die 2006 in Kraft getretene Föderalismusreform hat im Hinblick auf die 

Konvergenzkriterien des Art. 104 EG-Vertrag über das Verfahren bei 

einem übermäßigen Defizit7 im neuen Abs. 5 des Art. 109 GG die inner-

staatliche Verteilung von Sanktionsmaßnahmen der Europäischen Ge-

meinschaft geregelt.8 Eine Änderung von Art. 109 GG ist dann notwendig, 

wenn die Länder in institutionelle Regelungen zur Schuldenbegrenzung 

einbezogen werden sollen, da Art. 115 GG die Kreditaufnahme des Bun-

des regelt: „(1) Die Aufnahme von Krediten sowie die Übernahme von 

Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen, die zu Ausga-

ben in künftigen Rechnungsjahren führen, bedürfen einer der Höhe nach 

bestimmten oder bestimmbaren Ermächtigung durch Bundesgesetz. Die 

Einnahmen aus Krediten dürfen die Summe der im Haushaltsplan veran-

schlagten Ausgaben für Investitionen nicht überschreiten; Ausnahmen 

sind nur zulässig zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen 

Gleichgewichts. Das Nähere wird durch Bundesgesetze geregelt.”

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 9. Juli 2007 

betreffs Feststellung der Vereinbarkeit eines Nachtrags zum Bundeshaus-

halt 2004 mit dem Grundgesetz9 starke Zweifel an der Wirksamkeit des 

in Art. 115 Abs. 1 GG und in Art. 109 Abs. 2 GG verankerten Regelungs-

konzepts angemeldet und darauf hingewiesen, dass vieles dafür spreche, 

„die gegenwärtige Fassung des Art. 115 GG in ihrer Funktion als Konkre-

tisierung der allgemeinen Verfassungsprinzipien des demokratischen 

Rechtsstaats für den speziellen Bereich der Kreditfinanzierung staatlicher 

Ausgaben (vgl. BVerfGE 79, 311 <343>) nicht mehr als angemessen zu 

werten und verbesserte Grundlagen für wirksame Instrumente zum 

Schutz gegen eine Erosion gegenwärtiger und künftiger Leistungsfähig-

keit des demokratischen Rechts- und Sozialstaats zu schaffen.”10 Die 

Senatsmehrheit weist in der Urteilsbegründung darauf hin, dass schon im 

Jahre 1989 angesichts der bereits damals besorgniserregenden Praxis 

staatlicher Verschuldungspolitik Anlass bestanden hätte, dass der Gesetz-

geber sich mit einer möglichen Revision des Regelungskonzepts des Art. 

115 GG hätte befassen sollen.

In ihrer abweichenden Meinung zum Urteil äußern die beiden Richter Di 

Fabio und Mellinghoff Kritik sowohl am Urteil der Senatsmehrheit als 

auch am Bundesgesetzgeber: „Offen gelassen wird von der Mehrheit des 

Senats, wie der Investitionsbegriff zu verstehen ist, da gesichert sei, 

dass die Investitionsgrenze des Art. 115 Abs. 1 Satz 2, 1. Halbsatz GG 

überschritten ist. Dies zeigt nicht nur, wie grobmaschig geprüft wird, ob 

die Kredite überhaupt die Störung beseitigen konnten. Es fehlt auch die 

Bereitschaft, die geltende Begrenzung verfassungsrechtlich so auszule-

gen, dass sie ihrem Sinn und Zweck als rationale Begrenzung der Bun-

desverschuldung künftig zu entsprechen vermag. Die vom Gesetzgeber 

trotz entsprechender Aufforderung des Gerichts seit mehr als fünfzehn 

Jahren versäumte Konkretisierung des Investitionsbegriffs hätte schon 



48 49

deshalb nicht offen bleiben dürfen, weil auch für den Bundeshaushalt 

2004 je nach Investitionsbegriff ein geringerer oder höherer Kreditwert 

auf seine Geeignetheit zur Störungsabwehr hin zu prüfen ist.”11 Weiterhin 

heißt es in dem Sondervotum, der Bundesgesetzgeber missachte „in 

einer Art wiederkehrender Dauerrechtsverletzung das Verfassungsgebot, 

bei günstiger konjunktureller Lage die unter Berufung auf Art. 115 GG 

aufgenommenen Kredite durch Einsparungen oder Einnahmeverbesse-

rungen in der Phase des konjunkturellen Aufschwungs auch wieder zu 

tilgen (vgl. BVerfGE 79, 311 <334>).”12 Der Richter Landau wirft in seiner 

abweichenden Meinung der Senatsmehrheit vor, sie lasse jedes Bemühen 

vermissen, „der exzessiven staatlichen Schuldenpolitik durch eine gebo-

tene restriktivere Anwendung des Normprogramms der Art. 109 Abs. 2 

und Art. 115 Abs. 1 Satz 2 GG Grenzen zu setzen.”13

Die vom Gericht hinzugezogenen Sachverständigen – der Präsident des 

Bundesrechnungshofs Dieter Engels sowie die beiden Universitätsprofes-

soren Bert Rürup und Charles B. Blankart – plädieren für einen engen, 

auf Nettoinvestitionen beschränkten Investitionsbegriff im Rahmen der 

für den „Normalfall” geltenden Begrenzung der jährlichen Neuverschul-

dung gemäß Art. 115 Abs. 1 Satz 2, 1. Halbsatz GG: „Da nach dem 

Zweck der Regelgrenze für die Neuverschuldung nur Investitionen mit 

zukunftsbegünstigender Wirkung die staatliche Kreditfinanzierung recht-

fertigten, seien – entgegen der bisherigen Staatspraxis – nicht die in den 

Haushalten als Ausgaben für Investitionen veranschlagten Beträge, also 

die Bruttoinvestitionen, sondern wesentlich geringere (im Einzelnen un-

terschiedlich abgegrenzte) Beträge, nämlich nur Nettoinvestitionen, maß-

geblich.” 14

Der Fragenkatalog der Föderalismuskommission beinhaltet ein Bündel an 

Fragen zur Überprüfung des verfassungsrechtlichen und einfachgesetzli-

chen Systems der Neuverschuldungsbegrenzung und möglicher Änderun-

gen der Art. 109 und 115 GG.15

Mehrere Sachverständige plädieren – wie das Bundesverfassungsgericht 

in seinem Urteil von 22. Juli 2007 – für eine Einengung des Investitions-

begriffs und der Ausnahmeregelung in Art. 115 GG.16 Sie verweisen auch 

auf die Konvergenzkriterien des Art. 104 EG-Vertrag als zusätzlicher 

Grenze für die Kreditaufnahme nach Art. 115 GG.

Die in der Reformdiskussion immer wieder auftauchenden Vorschläge, 

wie auch immer geartete Schuldengrenzen oder Schuldenbremsen im 

Grundgesetz zu verankern, einen Stabilitätsrat einzurichten bzw. einen 

Stabilitätspakt zu schließen, beinhalten dann notwendige Instrumente, 

wenn von einer kollektiven Verantwortung von Bund und Gesamtheit der 

Länder ausgegangen wird. Bund und Länder – so ist die bisherige Praxis 

– kommen gemeinsam für die Schulden jedes Landes und des Bundes 

auf. Das Berlin-Urteil des Bundesverfassungsgerichts17 weist jedoch in 

seinen Leitsätzen nachdrücklich darauf hin, dass Bund und Länder ihre 

Aufgaben in staatlicher Eigenständigkeit und Eigenverantwortung zu er-

füllen haben. 

Eine extreme Haushaltsnotlage im Vergleich zu anderen Ländern reicht 

nach dem Berlin-Urteil nicht für einen Anspruch auf Sanierungshilfen des 

Bundes aus. Erforderlich ist ein „bundesstaatlicher” Notstand, der zur 

Existenzbedrohung des betroffenen Landes führt. Sanierungshilfen unter-

liegen danach „einem strengen Ultima-Ratio-Prinzip”. Das Gericht betont 

in seiner Urteilsbegründung mehrfach die Eigenständigkeit und Selbstver-

antwortung der Länder. Die bundesstaatliche Solidarität greift erst bei 

existenzgefährdenden Notlagen. Bezeichnenderweise fehlt in der Urteils-

begründung das bündische Prinzip des Einstehens füreinander. Das Ge-

richt weicht damit von der gängigen Praxis der kollektiven Schuldenver-

antwortung zu Gunsten der Selbstverantwortung und Autonomie von 

Bund und Ländern ab. Jedes in Zahlungsschwierigkeiten geratene Land 

muss sich zunächst einmal selbst helfen.

Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium der Finanzen 

schlägt in seinem Gutachten „Haushaltskrisen im Bundesstaat” vor, zur 

Sanierung einer Haushaltsnotlage gezielter Maßnahmen als bisher anzu-

wenden. Vor allem sollten die für das Notlagenland vorgegebenen Ausga-

ben deutlich restriktiver sein und die Vergabe frei verfügbarer Bundeser-

gänzungszuweisungen sollte eingeschränkt werden. Wenn das Notlagen-

land die vereinbarten Sanierungsmaßnahmen nicht einhält, sollte die 

Fortsetzung der Sanierungshilfen versagt und bereits vereinbarte Sanie-

rungshilfen sollten zurückgefordert werden. Der Beirat fordert in seinem 

Gutachten, dass Hilfen grundsätzlich nur dann gewährt werden sollten, 

wenn ein Land nachweisen kann, dass es alle Möglichkeiten zur Vermei-

dung oder Behebung einer Haushaltskrise bereits ausgeschöpft hat. Hier-

zu gehörten über einen mittelfristigen Zeitraum deutlich unter dem Län-

derdurchschnitt liegende Ausgaben sowie die Ausschöpfung der eigenen 

Finanzierungsmöglichkeiten durch Zuschläge zur Einkommen- und Kör-

perschaftsteuer und zur Grundsteuer. Der Beirat tritt mit dieser Forde-

rung für die Erweiterung der Steuerautonomie der Länder ein.
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6.2 Reform der Bund-Länder-Finanzbeziehungen

Es sollte das Ziel der Föderalismusreform II sein, die Finanzordnung in 

den Bereichen, wo es sinnvoll und politisch umsetzbar ist, zu entflechten 

und sie transparenter zu gestalten. Die Föderalismusreform 2006 hat die 

konsequente Umsetzung des Konnexitätsprinzips, also die Verknüpfung 

von Regelungs-, Durchführungs- und Finanzierungsverantwortung, nur 

teilweise erreicht.18

Nach wie vor stoßen in der Diskussion die Gemeinschaftsaufgaben nach 

Art. 91 a GG und die Investitionshilfen nach Art. 104 b GG wegen des 

damit verbundenen Verflechtungspotentials, der Schwierigkeiten der 

Mischverwaltung und der mangelnden Zurechenbarkeit politischer Ver-

antwortung auf Kritik. Der Fragenkatalog der öffentlichen Anhörung am 

8. November 2007 spricht die Aspekte Abbau von Mischfinanzierungen 

als Beitrag zu rationaler Finanzpolitik, Notwendigkeit des Weiterbestands 

der Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91 a GG und vollständige Übertra-

gung der Finanzierungszuständigkeiten bei den Gemeinschaftsaufgaben 

auf die Länder an. Zwar äußern die Sachverständigen, die zu diesen Fra-

gen Stellung beziehen, überwiegend Kritik an den Gemeinschaftsaufga-

ben und an den Mischfinanzierungen. Jedoch sind die Empfehlungen un-

einheitlich. Sie reichen von der Forderung völliger Abschaffung der Ge-

meinschaftsaufgaben19 über die Feststellung, dass der Abbau der Misch-

finanzierungen einen gewichtigen Beitrag zu rationaler Finanzpolitik dar-

stelle,20 bis zum Vorschlag einer allgemeinen Ermächtigung für zeitlich 

begrenzte, möglichst degressiv ausgestaltete Finanzierungsbeiträge des 

Bundes mit Zustimmung der Länder21 und der Aufnahme von Mischfinan-

zierungen als Kann-Bestimmungen in das Grundgesetz.22

Die Länder und Kommunen benötigen, damit sie selbstverantwortlich 

Politik gestalten können, einen gewissen Grad an Steuerautonomie. Ge-

genwärtig haben die Länder – ebenso wie die Kommunen – außer über 

Ausgabenkürzungen oder neue Verschuldung keine Möglichkeiten, Steu-

ereinbrüche zu kompensieren und Defizite auszugleichen. Deshalb ist 

auch nach Auffassung mehrerer Gutachter in den beiden Anhörungen 

eine Neuordnung der Steuereinnahmen dringend erforderlich. Wenn die 

Föderalismuskommission II die Eigenverantwortung der Länder zum 

Maßstab ihrer Reformüberlegungen machen möchte, dann müsste sie 

weitere Reformschritte in der Finanzordnung einleiten, welche Autonomie 

und Selbstverantwortung der Länder stärken.23 Sie müsste Wege aufzei-

gen, die dazu führen, auch die Steuerautonomie der Gebietskörperschaf-

ten zu stärken und z.B. über Zu- und Abschläge von Einkommen- und 

Körperschaftsteuern oder über das Optionsmodell für finanzschwache 

Länder24 nachdenken. Obwohl im Gutachten des Wissenschaftlichen Bei-

rats beim Bundesministerium der Finanzen, in diversen Reforminitiativen 

einzelner Länder, in Gutachten der Sachverständigen oder auch in den 

Diskussionsbeiträgen der öffentlichen Anhörung vom 22. Juni 2007 dies-

bezüglich Vorschläge vorgebracht werden, scheint es jedoch gegenwärtig 

eher unwahrscheinlich zu sein, dass Reformen politisch durchzusetzen 

sind, die maßgeblich zur Steigerung der Finanzautonomie und der Selbst-

verantwortung der Gebietskörperschaften beitragen.

6.3 Länderfinanzausgleich

Die politischen Akteure wie auch die Sachverständigen in der Föderalis-

muskommission haben in ihren schriftlichen und mündlichen Stellung-

nahmen bekräftigt, dass der Bestand des bis 2019 geltenden Gesetzes 

über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern (FAG) und des Ge-

setzes zur Fortführung des Solidarpaktes, zur Neuordnung des bundes-

staatlichen Finanzausgleichs und zur Abwicklung des Fonds „Deutsche 

Einheit” (Solidarpaktfortführungsgesetz – SFG) nicht angetastet werden 

sollten. Jedoch haben in der öffentlichen Anhörung zu den Finanzthemen 

am 22. Juni 2007 mehrere Sachverständige auch unter Hinweis auf das 

Berlin-Urteil des Bundesverfassungsgerichts angeregt, dass sich bereits 

die Föderalismuskommission II über die Grundsätze einer nach 2019 an-

stehenden Änderung des Länderfinanzausgleichs einigen sollte. Zu prüfen 

sind dann u.a., ob nach 2019 an dem mehrstufigen System des horizon-

talen und vertikalen Finanzausgleichs und an den Sonderbedarfs-Bundes-

ergänzungszuweisungen festgehalten werden sollte. Das Bundesverfas-

sungsgericht sieht in dem Einsatz von Ergänzungszuweisungen des Bun-

des nach Art. 107 Abs. 2 Satz 3 GG als finanzausgleichsrechtliches In-

strument „eine äußerst unbefriedigende Notlösung”.25 Das Gericht rügt in 

seinem Berlin-Urteil Fehler im Finanzausgleichssystem und äußert, dass 

die gegenwärtige Lage Anlass gebe, die verfassungsrechtlichen Beden-

ken gegen eine bundesstaatliche Überdehnung der Befugnisse und Pflich-

ten des Bundes zu verdeutlichen. Das betrifft in erster Linie den Einsatz 

des Instruments der Bundesergänzungszuweisungen. Außerdem betont 

das Gericht in dem Berlin-Urteil wie bereits in der Urteilsbegründung vom 

11. November 1999, die Leistungsfähigkeit der gebenden Länder dürfe 

„nicht entscheidend geschwächt und die Länderfinanzen dürfen insge-
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samt nicht nivelliert werden”. Mit dem Grundgesetz sei es weiterhin un-

vereinbar, die Finanzkraftreihenfolge unter den ausgleichspflichtigen Län-

dern zu ändern oder die Reihenfolge der Länder ins Gegenteil zu verkeh-

ren. 

Der geltende Länderfinanzausgleich verfehlt das Kriterium der Durch-

schaubarkeit, bietet kaum Anreize für die Länder zur Pflege und Aus-

schöpfung ihrer Steuerquellen und spiegelt die finanzielle Abhängigkeit 

der Länder vom Bund wider. Die Föderalismuskommission II sollte, wie  

es einige Gutachter empfehlen, sich deshalb grundsätzlich auch mit der 

Ausgestaltung der Finanzordnung ab 2019 befassen und Überlegungen 

darüber anstellen, ob und in welchem Umfange die Bundesergänzungs-

zuweisungen dann zu reduzieren sind, die hohe Nivellierung der Finanz-

kraft der Länder im Länderfinanzausgleich abzumildern ist und Fehlan-

reize des horizontalen Finanzausgleichs zu vermeiden sind. 

6.4 �Zusammenarbeit und Zusammenschluss von  

Ländern

Die offene Themensammlung, die den Aufgaben der Föderalismuskom-

mission II zugrunde gelegt ist, enthält auch den Punkt „7. Verstärkte 

Zusammenarbeit und Möglichkeiten zur Erleichterung des freiwilligen 

Zusammenschlusses von Ländern”. Damit ist indirekt auch die Frage der 

Länderneugliederung angesprochen und in den Kontext der Bund-Länder-

Finanzbeziehungen gestellt. 

1949 war neben den Sonderregelungen in Art. 118 GG und später in Art. 

118 a GG26 im Grundgesetz in Art. 29 GG der Verfassungsauftrag veran-

kert: „Das Bundesgebiet ist [...] neu zu gliedern”. Nach der Aufhebung 

des Besatzungsstatutes am 5. Mai 1955 konnte danach die Bevölkerung 

ein Neugliederungsverfahren durch Volksentscheid ausüben in Gebietstei-

len, die bei der Ländergliederung nach dem 8. Mai 1949 ohne Volksab-

stimmung ihre Länderzugehörigkeit geändert hatten.27

Bereits die ersten, tief greifenden Vorschläge zur Länderneugliederung in 

den fünfziger Jahren gingen vom Zusammenhang einer territorialen Ge-

bietsreform mit einer Verwaltungsreform aus.28 Die vom Bundesministe-

rium des Innern 1970 einberufene Ernst-Kommission hatte am 20. Fe-

bruar 1973 ihr Gutachten zur Neuordnung der Länder „nach raumordne-

rischen, wirtschaftlichen und soziologischen Gegebenheiten” vorgelegt, 

das vier Kriterien für eine künftige Neugliederung nannte:

1. �Neue Ländergrenzen sollen keine Stadt- oder Wirtschaftsregionen 

durchschneiden.

2. �Die Länder sollen nach Größe bzw. Leistungsfähigkeit im Sinne von 

Art. 29 Abs. 1 GG i. d. F. von 1949 für die Erfüllung ihrer Aufgaben 

geeignet sein.

3. �Keine grundlegende Veränderung der politischen Machtverhältnisse.

4. �Reduzierung des Volumens im Länderfinanzausgleich zur Stärkung der 

Eigenverantwortlichkeit und Entlastung des Bundes.

Seit der Änderung des Art. 29 GG im Jahr 1976 ist die Neugliederung des 

Bundesgebietes lediglich eine Kann-Aufgabe, die eine Neugliederung 

durch Einzelschritte eines längeren Prozesses ermöglicht. Konkrete Neu-

gliederungsvorschläge, wie die Vorschläge der Ernst-Kommission, wurden 

nicht in das Grundgesetz aufgenommen.

Die Föderalismuskommission II hat im Fragenkatalog zur öffentlichen 

Anhörung am 22. Juni 2007 allgemein die Frage aufgeworfen, ob die 

Reform der Finanzverfassung die Neugliederung des Bundesgebietes ins 

Werk setze, und sich damit auseinandergesetzt, ob eine bestimmte Min-

destgröße eines Landes erforderlich sei, um den Strukturwandel bewälti-

gen zu können. 

Die Sachverständigen verneinen mehrheitlich in ihren Stellungnahmen, 

dass durch eine Zusammenlegung von Ländern erhebliche finanzielle 

Einsparpotentiale erschlossen werden können und dass die Föderalismus-

reform abhängig von der Länderneugliederung sei. Dennoch könnten die 

Reduzierung des Volumens im Länderfinanzausgleich oder eine Neuge-

staltung des Ausgleichssystems, die zur Steigerung der Finanzautonomie 

der Länder führen, neue Formen funktionaler Kooperation benachbarter 

Länder befördern oder einen Länderzusammenschluss bzw. eine Neuglie-

derung des Bundesgebietes erleichtern.29

Im Fragebogen der zweiten Anhörung am 8. November 2007 wurden eine 

Änderung der Regelungen in Art. 29 GG und eine „Verallgemeinerung” 

des Art. 118 a GG zur Disposition gestellt. Mit Ausnahme des Sachver-

ständigen Battis, der in Art. 29 GG eine „Fusionsverhinderungsnorm” 

sieht und dafür plädiert, Zusammenschlüsse über Staatsverträge der 

betroffenen Länder zu ermöglichen,30 traten die Gutachter – sofern sie 

sich zu dem Fragenkomplex äußerten – aus demokratietheoretischen 

Erwägungen für die Beibehaltung des Volksentscheids in Art. 29 GG ein. 



54 55

Änderungen der Spezialregelung in Art. 118 a GG (Neugliederung der 

Länder Berlin und Brandenburg) im Sinne einer Verallgemeinerung wur-

den nicht gefordert.

Dezidiert äußerten sich viele Sachverständige bezüglich der Fragen, wel-

che die verstärkte Zusammenarbeit der Länder betreffen. Sie sehen in 

diesem Themenkomplex einen hohen Handlungsbedarf. Mehrfach beton-

ten Sachverständige, dass bei allen Kooperationsmodellen eine klare Ver-

antwortlichkeit und Zurechenbarkeit erforderlich sei, die zur Transparenz 

der Aufgabenerfüllung aus der Sicht des Bürgers beitragen solle. Die Vor-

schläge reichen von der Vereinheitlichung der IT-Standards, über die Ein-

führung eines effektiven Benchmarking, die Aufnahme einer Rahmen-

regel für die Zusammenarbeit von Ländern bis zur verstärkten Zusam-

menarbeit in den Bereichen, in denen der Bund keine Gesetzgebungszu-

ständigkeit hat. Bezüglich der Ausweitung der vertikalen Kooperation 

zwischen Bund und Ländern außerhalb der im Grundgesetz geregelten 

Ermächtigungen (Rechts- und Amtshilfe nach Art. 35 GG, Polizeihilfe 

nach Art. 91 GG und Gemeinschaftsaufgaben in Art. 91 a und 91 b GG) 

werden verfassungsrechtliche Bedenken vorgebracht bzw. eine Änderung 

des Grundgesetzes gefordert.

6.5 Aufgabenoptimierung

Der Fragenkatalog für die Anhörung am 8. November 2007 geht von der 

Aufgabenkritik im Bund-Länder-Verhältnis aus, indem grundsätzlich die 

Frage gestellt wird, welche Aufgaben der Staat wahrnehmen solle bzw. 

auf welche er verzichten könne und welche Aufgaben ganz oder teilweise 

mit dem Ziel privatisiert werden könnten, um die Wahrnehmung staatli-

cher Aufgaben zu optimieren. Diese Fragen werden damit verbunden,  

ob es einen durch demographische Herausforderungen bedingten Hand-

lungsbedarf gebe. 

Hinsichtlich der Aufgabenoptimierung soll geprüft werden, ob gegebenen-

falls die gegenwärtige Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern 

(Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Finanzierungszuständigkeiten) ge-

ändert werden sollten, um die Staatsaufgaben effektiver und effizienter 

zu erfüllen. Damit verbinden sich weitere Fragen hinsichtlich einer Ent-

flechtung oder Bündelung von Aufgaben beim Verwaltungsvollzug als Bei-

trag zur Optimierung der Aufgabenerledigung. Außerdem wird zur Dispo-

sition gestellt, ob damit eventuell finanzielle Kompensationen notwendig 

würden. Weitere Fragen betreffen Synergiepotentiale durch länderüber-

greifende Formen der Aufgabenerledigung, durch Spezialisierung bzw. 

arbeitsteilige Aufgabenerledigung etwa im Statistikbereich, durch Bünde-

lung von Leistungen und Bündelung der Aufgabenerledigung z.B. bei 

Rechenzentren. Es wird auch die Frage aufgeworfen, ob sich das Rechts-

institut der Bundesauftragsverwaltung bewährt habe. Bezüglich der 

Status-quo-Analyse von Bundes- und Länderverwaltungen wurden die 

Sachverständigen auch um eine Beurteilung der durch die Föderalismus-

reform I getroffenen Neuregelung der Kompetenzverteilung in den Berei-

chen Bildung und Wissenschaften gebeten. 

Schwerpunktmäßig zielt der Fragenkatalog der Anhörung vom 8. Novem-

ber 2007 also einerseits auf die strukturelle Aufgabenentflechtung (Auf-

tragsverwaltung, Bundesoberbehörden, Gemeinschaftsaufgaben) und auf 

die sektorale Aufgabenentflechtung.31 Andererseits werden mögliche Bün-

delung und Koordinierung von Aufgaben strukturell und sektoral32 hinter-

fragt. 

In der öffentlichen Anhörung vom 8. November 2007 wurden sehr unter-

schiedliche Vorschläge unterbreitet, die eine Aufgabenoptimierung über 

Entflechtungsmaßnahmen wie auch eine Aufgabenbündelung beinhalte-

ten und teilweise widersprüchlich waren. Dies trifft z.B. auf die intensiv 

geführte Diskussion über eine Änderung der Bundesauftragverwaltung  

in eine Bundessteuerverwaltung zu, deren Notwendigkeit sowohl von 

einigen Sachverständigkeiten als auch von Ländervertretern bestritten 

wird. Die Argumentationen pro und contra eine Bundessteuerverwaltung 

werden mit Effizienzvorteilen begründet oder folgen seitens der Länder 

machtpolitischen Erwägungen. 

Unterschiedlich wurde auch die Privatisierung öffentlicher Aufgaben be-

urteilt. Nach überwiegender Meinung bestehe keine Notwendigkeit, eine 

irgendwie geartete Privatisierungsklausel in das Grundgesetz aufzuneh-

men. Zu bedenken gegeben wurde außerdem, dass bei Formen der Priva-

tisierung und damit verbundener Deregulierung der Staat zur Gewähr-

leistung seiner Verantwortung insbesondere bei Aspekten sozialstaatsre-

levanter Daseinsvorsorge ein umfassendes Begleitrecht, ein hoch kompli-

ziertes Regulierungsrecht, schaffen müsse. Ein aktuelles und zurzeit kon-

trovers diskutiertes Beispiel hierfür, das sowohl im Fragenkatalog der 

zweiten Anhörung als auch in den Gutachten angesprochen wurde, ist die 

Privatisierung des Personennahverkehrs.33
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Aus den vorliegenden Gutachten und den beiden Anhörungen lässt sich 

noch nicht absehen, in welchen der angesprochenen Sektoren der Politik 

bezüglich Aufgabenentflechtungen oder Aufgabenbündelungen Konsens 

erzielt werden kann. Der Sachverständige Werner Jann verweist in sei-

nem Statement in der öffentlichen Anhörung am 8. November darauf hin, 

dass es keine allgemeingültigen Kriterien gebe um zu entscheiden, ob 

eher zentral-unitarische oder dezentral-föderale Strukturen erfolgreiche-

res und effizienteres staatliches Handeln bewirken. Er betont weiterhin, 

dass wichtiger als Entflechtungen die Transparenz des Verwaltungshan-

delns sei: „Sobald Kosten und Leistungen von Verwaltungen öffentlich 

diskutiert werden, verändern diese ihre Verhaltensweisen. Öffentliche 

Organisationen, die ihre Leistungen und Kosten dokumentieren, erhöhen 

ihre Legitimation, machen die Leistungsfähigkeit unterschiedlicher Lösun-

gen anschaulich und ermöglichen gegenseitiges Lernen, Wettbewerb und 

Innovation.”34

Einigkeit scheint darin zu bestehen, dass die etwa 200 Formen koopera-

tiver Verwaltungserledigung auf horizontaler und vertikaler Ebene refor-

miert werden müssten. 

6.6 Standardsetzung

Unter dem Themenschwerpunkt „Standardsetzung” werden im Fragen-

katalog der Anhörung vom 8. November 2007 Effizienzsteigerung durch 

Überprüfung bestehender Standards, durch neue Standards oder durch 

Harmonisierung von Standards und Benchmarking sowie Öffnungsklau-

seln von Standards und Spielräumen zur Standardsetzung angesprochen. 

Breiten Raum nehmen die Fragen zu IT-Standards und -Systemen ein.

Der Themenschwerpunkt „Standardsetzung” beinhaltet besondere Aspek-

te der Aufgabenoptimierung durch Koordination und Zusammenarbeit 

und tangiert in vielen Einzelfragen die in den Abschnitten 6.4 und 6.5 

angesprochenen Themen. Standardsetzung sowie dezentrale Flexibilisie-

rung und Differenzierung erscheinen dann sinnvoll, wenn bundesrechtlich 

gesetzte Standards auch Spielräume für die Länder im Bereich der Finan-

zen eröffnen.35 Für größere Gestaltungsfreiheit der Länder werden meh-

rere Gründe angeführt. Die Landesparlamente erhielten mehr Spielräume 

bei der Gestaltung ihrer Aufgaben. Die Länder könnten auf viele Heraus-

forderungen, die aus dem demographischen Wandel herrühren, erfolg-

reich antworten, wenn ihnen bei der Ausführung von Bundesgesetzen 

freigestellt würde, wie sie darauf reagieren. Außerdem zwängen die er-

heblichen Strukturunterschiede zwischen den Ländern geradezu zu Re-

gelungen, die es erlaubten, bundesstaatliche Standards zu modifizieren. 

Eine zusätzliche Flexibilisierung bundesweit geltender Standards sowohl 

in zeitlicher Hinsicht als auch im Rahmen von Pilotprojekten könnte dann 

die Regionalisierung der Standardvorgaben des Bundes ergänzen. Die 

Eröffnung von Abweichbefugnissen sei zudem ein geeignetes Instrument, 

um die Vorteile bundesstaatlicher Vielfalt zu nutzen. Einschränkend wird 

jedoch auch empfohlen, Abweichbefugnisse aus Gründen der Rechtssi-

cherheit und Rechtsgleichheit sachlich und zeitlich zu begrenzen.

Weitgehende Zustimmung fand die freiwillige Einführung von Benchmar-

king zwischen den Länderverwaltungen. Das führe dazu, bestehende 

Schwachstellen aufzuzeigen und bessere Praxis zu identifizieren. Bench-

marking bildet nach Auffassung von Sachverständigen in vielen Bereichen 

eine sinnvolle Alternative oder Ergänzung zu bundesweiten Vollzugsstan-

dards, macht deren Umsetzung transparent und sollte verstärkt auf allen 

Verwaltungsebenen eingesetzt werden. Als ein Vorbild wird die offene 

Methode der Koordinierung der Europäischen Union genannt, in der mit 

Instrumenten des so genannten „weichen Rechts” die Mitgliedstaaten 

durch systematische Leistungsvergleiche und gute Praktiken zu wechsel-

seitigem Lernen angeregt werden. Benchmarking-Studien für Länder in 

der Bundesrepublik Deutschland, die in den letzten Jahren durchgeführt 

wurden, sind jedoch wegen der zurzeit mangelhaften Vergleichbarkeit der 

Daten zeitraubende und sehr komplizierte Verfahren. Abhilfe aus den ge-

genwärtig bestehenden Defiziten bei Statistiken und Vergleichbarkeit der 

Daten könnte nach Vorschlag einiger Sachverständiger durch eine Stär-

kung der Position des Statistischen Bundesamtes geschaffen werden. 

Dagegen ist einzuwenden, dass dieser Reformschritt sich unter den Ge-

sichtspunkten des Bürokratieabbaus kontraproduktiv auswirken könnte. 

Der sachverständige Peter M. Huber lehnt es ab, angesichts der Schwie-

rigkeiten im IT-Bereich „dem Bund eine Querschnittskompetenz und eine 

interne Verwaltungskommunikationskompetenz auch mit Blick auf die 

Landesverwaltungen einzuräumen.”36 Ein erfolgversprechender Weg zur 

Bewältigung der Schwierigkeiten bei der Vergleichbarkeit und Standardi-

sierung von Statistiken ist zurzeit die sich durchsetzende Einführung des 

Standard-Klassen-Modells (SKM). Mittelfristig könnte dann zusätzlich ein 

Benchmarking die Effizienz der Landesverwaltungen steigern.
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Siehe Kap. 3 der vorliegenden Arbeit.
Fragen Nr. 213 und 214 in Kommissionsdrucksache Nr. 011.
Siehe u.a. Altenpflegeurteil des Bundesverfassungsgerichts, wonach nur die 
Auseinanderentwicklung der „Lebensverhältnisse in erheblicher, das bundes-
staatliche Sozialgefüge beeinträchtigender Weise” einen Grund für bundesge-
setzliches Handeln erlaube. Vgl. Abschnitt 1.2.
Der Sachverständige Hans-Peter Schneider listete in der Anhörung auf, dass 
das Wort „Effizienz” im Fragenkatalog 47-mal, das Wort „Transparenz” neun-
mal und das Wort „Akzeptanz” nur ein einziges Mal vorkomme (Kommissions-
protokoll 8, Stenografischer Bericht, 8. Sitzung, S. 220).
Siehe: Bundesminister Thomas de Maizière, Kommissionsprotokoll 8, a.a.O.,  
S. 226, der auf die Unvereinbarkeit und Widersprüchlichkeit verschiedener Re-
formvorschläge hinweist.
Vgl. Haushaltskrisen im Bundesstaat. Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundesministerium der Finanzen. – Berlin: Bundesministerium für Finan-
zen, 2005.
Danach darf der Gesamthaushalt des einzelnen Mitgliedstaates einen Schul-
denzuwachs von drei Prozent des Bruttoinlandsproduktes sowie einen Schul-
denstand von sechzig Prozent des Bruttoinlandsproduktes nicht überschreiten.
Art. 109 Abs. 5 GG: „Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland aus 
Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft auf Grund des Art. 104 des Ver-
trags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft zur Einhaltung der Haus-
haltsdisziplin sind von Bund und Ländern gemeinsam zu erfüllen. Sanktions-
maßnahmen der Europäischen Gemeinschaft tragen Bund und Länder im Ver- 
hältnis 65 zu 35. Die Ländergesamtheit trägt solidarisch 35 von Hundert der 
auf die Länder entfallenden Lasten entsprechend ihrer Einwohnerzahl; 65 der 
von Hundert auf die Länder entfallenden Lasten tragen die Länder entspre-
chend ihrem Verursachungsbeitrag. Näheres regelt ein Bundesgesetz, das der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf.” Siehe hierzu das Gesetz zur innerstaat-
lichen Aufteilung von unverzinslichen Einlagen und Geldbußen gemäß Art. 104 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (Sanktionszah-
lungs-Aufteilungsgesetz – SZAG) vom 5.9.2006 (BGBl. I, S. 2098 ff., BGBl. III/
FNA 170-7).
BVerfG, 2 BvF 1/04 vom 9. Juli 2007: Abweisung des Normenkontrollantrags 
von 239 Abgeordneten der CDU/CSU- und FDP-Bundestagsfraktion gegen den 
Bundeshaushalt 2004.
BVerfG, 2 BvF 1/04, Absatz Nr. 134.
BVerfG, 2 BvF 1/04, Absatz Nr. 189.
BVerfG, 2 BvF 1/04, Absatz Nr. 200.
BVerfG, 2 BvF 1/04, Absatz Nr. 204.
BVerfG, 2 BvF 1/04, Absatz Nr. 60.
Kommissionsdrucksache Nr. 011, Fragen 26–34 und 73 hinsichtlich der Ver-
schuldungsbegrenzung und Fragen 35–40 zum Investitionsbegriff.
Kommissionsdrucksache Nr. 022 (Blankart), S. 27 f.; Nr. 024 (Feld), S. 22 f.; 
Nr. 021 (Häde), S. 8; Nr. 018 (Huber), S. 5 f.; Nr. 017 (Korioth), S. 7; Nr. 026 
(Lenk), S. 9 ff.; Nr. 030 (Wieland), S. 6 f.; Nr. 031 (Schneider), S. 15 f. Fast 
einhellig stellen die Sachverständigen fest, dass die Schuldenbremse des Art. 
115 GG gescheitert sei; siehe hierzu u.a.: Nr. 014 (Meyer), S. 9 ff.
BVerfG, 2 BvF 3/03 vom 19.10.2006.
Siehe hierzu: Hofmann, Hans: Die Vorschläge der Bundesstaatskommission  
im Spiegel notwendiger Reformen. In: Borchard, Michael / Margedant, Udo 
(Hrsg.): Der deutsche Föderalismus im Reformprozess, a.a.O., S. 37-71. 

1|
2|
3|

4|

5|

6|

7|

8|

9|

10|
11|
12|
13|
14|
15|

16|

17|
18|

Siehe hierzu die Gutachten von Hans Meyer zur Anhörung am 22. Juni 2007, 
Kommissionsdrucksache Nr. 014, S.1, 27 ff.; Battis, Kommissionsdrucksache 
Nr. 068, S. 30; P. M. Huber, Nr. 082, S. 13-18.
Hesse, Kommissionsdrucksache Nr. 078, S. 36.
Wieland, Kommissionsdrucksache Nr. 074, S. 8.
Jann, Kommissionsdrucksache Nr. 073, S. 16. Jann sieht die Gründe für Ge-
meinschaftsaufgaben und Mischfinanzierungen in der Forderung nach „einheit-
lichen Lebensverhältnissen”. Jedoch könne trotz vielfältiger Einwände dagegen 
ein föderaler Staat ohne Mischfinanzierungen nicht auskommen.
Siehe hierzu u.a. das Gutachten von Calliess, Kommissionsdrucksache Nr. 066, 
der in der Anhörung als Voraussetzung dafür, dass die Länder mehr Verant-
wortung bei den Finanzen übernehmen können, eine hinreichende Handlungs-
autonomie der Länder in Form von finanzwirksamen Innovations- und Gestal-
tungsspielräumen („Innovationsföderalismus”) fordert.
Kommissionsdrucksache Nr. 025: Reformvorschlag der saarländischen Landes-
regierung und des Instituts der deutschen Wirtschaft. Das Optionsmodell 
räumt finanzschwachen Ländern das Recht ein, zeitlich befristet aus dem  
Finanzausgleich auszutreten, um dafür höhere Anteile an dem eigenen ört-
lichen Steueraufkommen zu erhalten. Das Modell zeigt finanzschwachen Län-
dern einen Weg auf, aus eigener Kraft Haushaltsprobleme zu überwinden. Vgl. 
auch die Statements von Charles B. Blankart und Clemens Fuest, in: Stenogra-
fischer Bericht der 4. Sitzung der Kommission, Kommissionsprotokoll 4, S. 52 
und 54.
BVerfG, 2 BvF 3/03, Abs. 202.
Die Sonderregelung nach Art. 118 GG für die Neugliederung der badischen und 
württembergischen Länder sah vor, dass abweichend von den Vorschriften des 
Art. 29 GG (durch Bundesgesetz mit nachfolgenden Volksabstimmungen) die 
Neugliederung durch Vereinbarungen der beiden Länder erfolgen kann. Sofern 
eine Vereinbarung nicht zustande kommen sollte, ist die Neugliederung durch 
Bundesgesetz und eine Volksabstimmung zu regeln. Der mit der Grundgesetz-
änderung vom 27.10.1994 eingefügte Art. 118 a GG beinhaltet analoge Rege-
lungen für die Länder Berlin und Brandenburg.
1956 wurden sieben Volksbegehren durchgeführt, welche die Länder Baden-
Württemberg, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz betrafen.
Siehe: Gutachten über die Finanzreform in der Bundesrepublik Deutschland, 
hrsg. von der Kommission für die Finanzreform [Troeger-Gutachten] , Stutt-
gart 1966.
Der Sachverständige Helmut Seitz hat in seinem Gutachten explizit auf die 
„Ernst-Kommission” Bezug genommen und bejaht, dass es eine optimale Min-
destgröße – unter Verwendung des Kriteriums der fiskalischen Kosten der öf-
fentlichen Aufgabenerfüllung – für Länder gäbe. Er hat jedoch eingewandt, 
dass im gegenwärtigen System des Finanzausgleichs Fusionsgebilde aus Stadt- 
und Flächenstaaten erhebliche Einnahmeverluste infolge des Wegfalls der Ein-
wohnerwertung der Stadtstaaten nach sich zögen. (Kommissionsdrucksache 
Nr. 023, S. 87 ff.) Charles B. Blankart vertritt hingegen die Meinung, dass es 
keine nachgewiesene Mindestgröße gäbe und aus ökonomischer Sicht aus Kos-
tengründen nicht nur Länderfusionen sondern ebenso auch Teilungen in Frage 
kommen könnten. (Kommissionsdrucksache Nr. 022, S. 79 und 12). Andere 
Sachverständige plädieren dafür, Regelungen zu treffen, die den freiwilligen 
Zusammenschluss erleichtern oder warnen vor dem Irrtum, dass von einer 
Neugliederung Deutschlands eine Verbesserung seiner Finanzordnung zu er-
warten sei. Der Sachverständige Lars Feld sieht in der Länderneugliederung 
keine notwendige Bedingung einer auf höhere Autonomie der Länder setzen-
den Finanzreform (Kommissionsdrucksache Nr. 024, S.13 ff.).
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Siehe u.a.: Kommissionsdrucksache Nr. 064 (Hill), S.7.
Arbeitsmarktpolitik, Arzneimittel und Medizinprodukte, Katastrophen- und Zi-
vilschutz, Küstenschutz, Steuerverwaltung, Börsenaufsicht, Bundesfernstraßen, 
Bundeswasserstraßen, Schieneninfrastruktur, Bundesbauverwaltung und Geo-
informationswesen.
Bildung, Soziales, Familienkasse, Ausländerbehörden, Umweltverwaltung, Ver-
kehrsbereich, Flughäfen und Seehäfen.
Siehe: Gutachten Holzhey, Kommissionsdrucksache Nr. 061. 
Siehe: Statement des Sachverständigen Jann, Kommissionsprotokoll 8, S. 216.
Vgl. Calliess, Kommissionsdrucksache Nr. 066, S. 24-31; Hill, Nr. 064, S. 12-
14; P. M. Huber, Nr. 82, S. 20-22; Wieland, Nr. 074 (begrenzte Abweichbefug-
nisse); H.-P. Schneider, Nr.079, S. 13 ff.; Jann, Nr. 073, S. 29-30.
Siehe: Statement des Sachverständigen Peter M. Huber in der Anhörung am  
8. November 2007, Kommissionsprotokoll 8, S. 216.
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